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Tageschronik
Frankreich will die Handelsbeziehungen zu Deutſchland

wieder aufnehmen.

Die Abfahrt von engliſchen Lebensmittelſchiffen für
Deutſchland ſoll eingeſtellt werden.

General Dewet proteſtiert gegen die Vergewaltigung der
dentſchen Kolonien in Afrika.

Angeblich ſollen ſich 20 000 Deutſche bei der weſtruſſiſchen
Armee befinden.

Die Letten haben Bermondts Vorſchläge abgelehnt.
9 General v. d. Goltz ſoll ſein Abſchiedsgeſuch eingereicht

aben.

Die Beſatzungsbehörden im Rheinland haben den Befehl
auf völlige Neutralität den Loslöſungsbeſtrebungen gegenüber
erhalten.

Von der Preußiſchen Landesverſammlung wurde der
Geſetzentwurf über Schaffung einer beſonderen Provinz Ober-
ſchleſien endgültig angenommen.

Die Nationalverſammlung nahm den Antrag Arnſtadt
(Deutſchnat.) auf Abbau der Zwangs wirtſchaft an.

Geiſelmordprozeß wEde dermä

Die Lage im Baltikum.

Bermondts Waffenſtillſtandsangebot abgelehnt. Riga in
Flammen.

Nach amtlichen finiſchen Meldungen ſteht ein Teil von
Riga in Flammen. Unruhen und Plünderungen
ſind vorgekommen. Eine Anzahl Geſchäfte wurde ausgeplün-
dert und 20 Juden ermordet. Die franzöſiſchen und engliſchen
Kriegsſchiffe wurden von ruſſiſchen Truppen beſchoſſen. Der
let?iſche Miniſter des Aeußeren iſt nach Warſchau abgereiſt,
um mit der polniſchen Regierung in Verhandlungen ein
zutreten. Das Angebot Bermondts, Verhandlungen über
einen Waffenſtillſtand einzuleiten, iſt von der lettiſchen
Regierung kategoriſch abgelehnt worden.

Dünamünde und Bolderau erobert.

Mitau, 14. Okt. An der Front herrſcht nach Eintreffen
von zirka 6000 Mann Verſtärkung zwiſchen den ruſſiſchen und
den lettiſchen Truppen rege Gefechtstätigkeit. Dünga-
münde und Bolderau wurden geſtern von den Ruſſen
genommen.

20 000 Deutſche in der weſtruſſiſchen Armee?
Die „Times“ meldet aus Mitau: Die weſtruſſiſche Regie

rung gibt offiziell den Uebertritt von 20 000 Mann deutſcher
Truppen in die weſtruſſiſche Armee bekannt.

Belagerungszuſtand in Mitan-
Jn Mitau wurde das deutſche Gouvernement

aufgelöſt, an feine Stelle trat ein ruſſiſcher Generalgou-
verneur des von der Weſtarmee beſetzten Gebietes. Gene-
ralgouverneur iſt der Oberſt der ruſſiſchen Garde
Scheidemann. Ueber Mitau wurde der Belage-
rung szuſtand verhängt, da Anſchläge der zurückgeblie-
benen lettiſchen Offiziere und Soldaten gegen die Munitions-
depots und Waffenlager von vornherein verhütet werden
ſollen.

Lettiſche Nöte.

Gerüchtweiſe verlautet, daß der lettiſche Miniſterpräſident
Ulmanis Riga verlaſſen hat und nach Wenden über-
geſiedelt iſt. Jn Riga herrſcht ungeheure Spannung. Auch
die großruſſiſch orientierten und deutſchfreundlichen Führer
der konſervativen Letten Weinberg und Kraſt-
kaln wurden verhaftet. Den Fraktionen der nationalen
Minoritäten im lettiſchen Volksrat wurde ein ſo ſchroffes
Mißtrauensvotum ausgeſprochen, daß die deutſchen und ruſ
ſiſchen Abgeordneten den Sitzungsſaal verlaſſen mußten.
Sodann konſtituierte ſich aus dem Volksrat heraus ein revo-
lutionäres Direktorium, das die Miniſter in ihrer
Amtsführung kontrollieren wird. Riga hungert.

Gew bot Sſchaſt Venertr. 2

Zeitung ſür Stadt u.
Kreisbla

tliches Anzeigeblatt der Merſeburger Kreisverwaltung
Donnerstag, den 16. Oktober 1919.

Die Regierung Lianoſows ausgewieſen.

Die unter dem Protektorate Englands gebildete ruſſiſche
Nordweſtregierung Lianoſows, die entgegenden großruſſiſchen Plänen die Unabhängigkeit der Republiken
Eſtland und Lettland anerkannt hatte, und dafür die Berech-
tigung zugebilligt erhielt, ſich in Eſtland (Narwa) niederzu-
laſſen, iſt infolge Beſchluſſes der eſtniſchen Regierung aufge-
fordert worden, ihren Sitz wegen Wohnungsman-
gels“ (h) nach außerhalb der Grenzen des Landes
zu verlegen. Ueber dieſe Würdeloſigkeit der Nordweſtregie-
rung einerſeits und die unfreundliche Haltung der Eſten
7 in der Armee des Generals Judenitſch große Em-
pörung.

Abſchiedsgeſuch des Grafen v. d. Golt.

Die „Deutſche Tageszeitung“ meldet: Der frühere Füh-
rer des 6. Reſervekorps General v. d. Goltz hat im Hinblick
auf die letzte Ententenote ſeine Verabſchiedung er-
beten, um allen willkürlichen Gewaltmaßnahmen der En-
tente gegen Deutſchland die Spitze abzubrechen, die durch den
Haß gegen ſeine Perſon und ſeine perſönliche Stellung ver
anlaßt ſein könnten.

Wie unſer Berliner Vertreter erfährt, hat der Aus-
ſchuß für auswärtige Angelegenheiten aus
drücklich das Verlangen ausgeſprochen, den Grafen v. d. Goltz
nach ſeiner Rückkehr nach Berlin über die Vorgänge im Balti
kum zu hören.

Erfolge gegen die Bolſchewiſten

Kopenhagen, 14. Okt. (Eig. Drahtber.) Unter ſtar
kem feindlichen Druck haben die Bolſchewiſten die Stadt Jam-
burg geräumt. Auch ihre Stellung bei Pleskau ſcheint be-
droht. Flieger der weißen Truppen haben erkundet, daß die
Bolſchewiki im Begriff ſtehen, hinter dieſe Stadt zurück
zugehen.

Nach einer Havas- Meldung hat die Armee Denikin
nordweſtlich von Woroneſch 9000 Gefangene gemacht. Seit
dem 9. Oktober hat die Armee Denikin 15 000 Gefangene ge-
macht, 12 Geſchütze und ebenſoviel Lokomotiven erobert.

Die Blockade.

Warnemünde, 14. Okt. (Eig. Drahtber.) Jnfolge
der neuen Oſtſeeblockade hat die deutſche Fähre ihren Dienſt
zwiſchen Warnemünde und Gijedſer eingeſtellt. Die däniſche
Fähre muß jetzt den ganzen Verkehr allein bewältigen.

Die Englänser beſchlagnahmen deutſche Schiffe.

Helſingfors, 14. Okt. Die Engländer beſchlag-
nahmten drei deutſche Fahrzeuge im Finiſchen
Meerbuſen, die nach Reval gebracht wurden.

Keine Lebensmittelſchiffe mehr ſür Deutſchland
Wie „Daily Mail“ meldet, erhielten die engliſchen Hafen-

behörden den Befehl, ab Freitag die Lebensmittel-
ſchiffe nach den deutſchen Häfen bis auf weiteres
nicht mehr abzufertigen. Schon fertig befrachtete
Schiffe dürfen bis zum 15. Oktober noch ausfahren.

Aus dem beſetzten Rheinland

Foch befiehlt Neutralität gegenüber den Loslöfungs-
beſtrebungen.

Die alliierten Befehlshaber des beſetzten deutſchen Ge
bietes erhielten durch einen Armeebefehl des Marſchalls
Foch die Anweiſung, gegenüber den Beſtrebungen auf
ſtaatsrechtliche Abſplitterung innerhalb des beſetzten
deuiſchen Reichsgebietes ungeſchminkte Jntereſſe-
loſigkeit zu wahren.

Die Sonderbiündler verlangen eine gewählte
Vertretung.

Die Ausſchüſſe für die Errichtung der Rheiniſchen Repu
blik haben ſich an die Reichsregierung und den Völkerbund
gewendet. Sie verlangen, daß an Stelle des Reichskommiſ-
ſars eine ge wählte Vertretung des rheiniſchen Vol-
kes treten ſoll, die der Ententekommiſſion beizugeben ſei.
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Der nationale Gedanke in unſerer
Wirtſchaft.

Daß wir mitten in dem „Krieg nach dem Kriege“ ſtehen,
ſieht ja wohl jeder auch ohne die Entwertung der Markvaluta
und das Dumping-Geſchrei, vbſchon dieſe beiden Punkte be
ſonders charakteriſtiſch dafür ſind. Aber ſehen wir näher zu,
ſo iſt das nicht ganz der Wirtſchaftskrieg, den England ſich
gedacht hatte und der auf eine rationell gehandhabte Blockade
oder Blockadeerſatz hinauslief dergeſtalt, daß man Deutſch
land an der Schwimmleine im Waſſer hielt, es dort ſeine Be
wegungen machen ließ, aber zu großen Fortſchritt durch ſtraf
weiſes Untertauchen wieder wettmachen wollte. So hatte
ſich England das gedacht. Daß auch ein ſolches Vorgehen
auf die Dauer unmöglich iſt, weil man den „Patienten“ nicht
fortgeſetzt in der ſchmalen Rinne zwiſchen Leben und Tod
halten kann, tut zunächſt nichts zur Sache; es war jedenfalls
eine Jdee in dieſem Vorgehen, in gewiſſem Sinne ſogar eine
vernuncftähnliche Jdee.

Was dagegen jetzt aus dem Wirtſchaftskrieg wirklich ge
macht worden iſt, und mehr franzöſiſch als engliſch an
mutet, iſt ein Bankrott der Wirtſchaft auf beiden
Seiten. An Stelle einer immerhin vernunftähnlichen Jdee
iſt nackte Witkür, iſt vollkommene wirtſchaftliche Sinnloſig-
keit getreten, ja, hat ſogar einen gewiſſen ſadiſtiſchen Anſtrich
der Freude am Peinigen. Man hat in den kranken deutſchen
Wirtſchaftskörper am Rhein ein Loch geſtoßen, man
hat ihn gewiſſermaßen „punktiert“, und läßt da allerlei Nah
rung hinein, die ſich in dem Körper zu Gift umſetzt. Und weil
es ſich zu Gift umſetzt, darum muß man natürlich die Prog-
noſe ungünſtiger ſtellen und drückt das in der Valutaentwer-
tung aus. Der Arzt, der ſo etwas macht, wäre im bürger-
lichen Leben wert, wegen fährläſſiger Tötung (oder Schlim-
merem) verurteilt zu werden.

Man führt einem Körper, der durch fünf Jahre lange
Blockade krank gemacht, aber zugleich zu größter Sehnſucht
nach Nahrungs- und Genußmitteln, u. a. nach gutem Tabak
und guter Schokolade aufgereizt iſt, nicht durch die Kanüle
Zigaretten und WanEta Schokolade zu. Oder, wenn man
das tun will, um bei dieſem Beiſpiel zu bleiben, dann muß
der Kranke ſich dagegen wehren. Und man reizt
ihn nicht mit ſchönen Stoffen für neue Kleider, wenn er noch
zu Bett liegt und noch nicht arbeitsfähig iſt, um ſie bezahlen

zu können. aDa es ſich hier um wirtſchafts pſychologiſche Dinge
handelt, ſo kann nur klare Erkenntnis und feſter Wille zum
Ziele führen. Es iſt ein Jrrtum, anzunehmen, daß die Klein
händler, die mit engliſchen Zigaretten, mit ſchweizer und
amerikaniſcher Schokolade, mit franzöſiſcher Seife u. dergk.
mehr, Geſchäfte machen, wirtſchaftlich nützlich ſind. Sie ge
hören zu jenem unproduktiven Handel, der ſchon in normalen
Zeiten verderblich iſt, der aber leicht mit der Flut des Ge
ſunden mitgeriſſen wird, jetzt indeſſen vollends ruinös iſt.

Von dieſen Beiſpielen im kleinen abgeſehen, muß ganz
allgemein gelten, daß wir uns heute noch keinerlei
Luxus aus dem Auslande geſtatten dürfen, zumal wenn
wir nicht erarbeitete Werte dagegen austauſchen kön-
nen. Das Geſchrei von „Dumping“ daß wir billige
Schleuderware auszuführen verſuchen iſt ja wieder pſycho-
logiſcher Unſinn. Wir müſſen ausführen, und zwar
zu konkurrenzfähigen Preiſen, und das heißt bei unſerer
ſchwierigen Produktion eben unter Benutzung der niedrigen
Valuta und aller irgend ergreifbaren Vorteile.

Es gibt gar nichts anderes als die ſtrengſte Befol-
gung des nationalen Gedankens in der Wirt-
ſchaft. Jeder Einzelne muß auf einige Zeit noch jenem
durchaus feindlichen ſadiſtiſchen Wirtſchaftswillen paſſive Re
ſiſtenz entgegenſetzen, muß im Einzelhaushalt wie im größeren
Wirtſchaftsgetriebe verderbliche Lockung von außen gegen
produktiven Tauſchwert aufs ſorgſamſte abwägen und muß
von der Regierung verlangen, daß ſie dieſen Kampf des
Einzelnen unterſtütz e.

Verlieren wir jetzt den nationalen Willen zur vernünfti
gen und moraliſchen Führung unſerer Wirtſchaft. ſo erliegen
wir dem „Loch in den Vogeſen“ oder anderen Kanälen, die
Giftiſtatt Kraft uns zuführen und uns von Tag zu Tag
unfähiger machen, mit produktiver Arbeit das wieder einzu
holen, was uns die Schieberei auf dem Deviſenmarkt ſchon
gekoſtet hat. Weil es ſich aber eben nicht um Wirtſchafts
mechanik, ſondern ſehr erheblich auch um Wirtſchafts
pſychologie handelt, deshalb iſt nicht alles von der Ver
waltung zu erwarten, ſondern die tätige Mitwirkung jedes
Einzelnen, auch im Kleinen, in ſeinem Haushbalt, in ſeinem
Konſum und Handel, von nöten, wie bei allen unſittlichen
Angriffen! Es muß wieder jedem Einzelnen klar werden,
daß hier Krieg iſt, und daß wirtſchaftliche „Friedensbedin
gungen“ beim beſten Willen nicht erfüllt werden können,
wenn der Krieg der Gegenſeite das alles unmsalich macht.
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Ein Vluturteil in Saarbrücken.
Wie Havas berichtet, verurteilte das Saarbrücker Kriegs

gericht einen Saarbrücker Deutſchen, deſſen Name nicht ge
nannt wird, zum Tode und acht zu 20 Jahren
Zwangsarbeit, weil ſie ſich an den Unruhen beteiligt
Hätten, die auf Erſtürmung des Saarbrücker Zentraltele
graphengmtes abzielten, und bei denen ein franzöſiſcher Sol
dat getötet worden ſei. Nach dem Havasbe ſollten die
nruhen von einer „Gruppe bewaffneter feldgrau gekleideter
Leute hervorgerufen worden ſein. Wie der „Berl. Lok.
Anz.“ erfährt, beſteht jedoch eine derartige „Gruppe feldgrau
gekleideter Leute“ gar nicht, auch iſt kein Angriff auf das
Telegraphenamt geplant geweſen, ſondern die immer häufiger
werdenden Zuſammenſtöße ſind auf das täglich un ver
ſchämter und flegelhafter werdende Auftreten
der franzöſiſchen Soldaten zurückzuführen. Des-
halb ſuchen die Franzoſen durch tendenziöſe Berichterſtattung
die wahre Urſache der Unruhen zu verſchleiern. Die von der
franzöſiſchen Preſſeagentur in die Welt poſaunten „dauernd
ausgezeichneten Beziehungen zwiſchen den
Truppen und der Zivilbevölkerung“ erfahren eine beſondere
Beleuchtung durch Bekanntmachungen der franzöſiſchen Mili-
tärverwalter, die ſchwere Strafen androhen demjeni-
gen, der ſich zu feindlichen Handlungen gegenüber franzö
ſiſchen Perſonen hinreißen läßt, oder der ſich mit der furcht
baren Waffe eines Knüppels verſieht.

Da es feſtſteht, daß die Zuſammenſtöße in Saarbrücken
auf das anmaßende Verhalten franzöſiſcher Soldaten zurück
zuführen ſind, ſo muß gegen das Bluturteil des Saarbrücker
Kriegsgerichts der ſchärſſte Proteſt erhoben und eine
einwandfreie Unterſuchung verlangt werden.

Proteſtſtreik in Ludwigshafen.
Als Proteſtkundgebung gegen die Ermordung eines

jungen Mädchens in Ludwigshafen iſt die Arbeiterſchaft von
Ludwigshafen in den Generalſtreik eingetreten. Die
Wirtſchaften und Geſchäfte haben zum größten Teil ge-
ſchloſſen, die Straßenbahn fährt nicht.

Friedensratiſation durch Poineare.

Das Pariſer Amtsblat. neldet, daß Präſident Poin-
rare das Aftenſtück der Ratifikation des Frie-
densvertrages mit Deutſchland und die anderen in
Verſailles am 28. Juni unterzeichneten Schriftſtücke unter
fertigt hat.

Der Austanſch der Ratifizierungsurkunden.

Daut „Figaro“ iſt das vom König von England rati-
fizierte Exemplar des Friedensvertrages geſtern aus London
in Paris eingetroffen. Das vom König von Italien unter-
fertigte Friedensinſtrnment erwartet man ſpäteſtens morgen.
Beim Austauſch der Ratifikationsurkunden, bei dem Frank
reich durch den Miniſter des Aeußern Pichon vertreten wird,
werden auch die kleineren Staaten vertreten ſein, die bis jetzt
ratifiziert haben, unter anderen Belgien und Polen.

Hie erſte Tat.

Baſel, 14. Okt. (Eig. Drahtber.) Laut einem Tele-
gramm des „Echo de Paris“ aus Waſhington erklärte die Re
gierung, daß, wenn die Zuſatzanträge und Vorbehalte zum
Vertrag von Verſailles vom Senat angenommen würden,
eine der erſten Handlungen des Präſiventen nach ſeiner Ge-
ſundung darin beſtehen würde, den Vertrag zurückzu-
ziehen.
Die amerikaniſchen Gewerkſchaften gegen den Waſhingtoner

Kongreß.

„Echo de Paris“ meldet aus Wa
jhington, daß die amerikaniſchen Gewerk-ſchaften gegen die Einberufung des internationglen
Kon greſſes für Arbeiterrecht in Waſhington ſeien. Die
Bewegung ſei ſo ſtark, daß ſie allein ſchon die Ratifizierung
des Friedensvertirages in Gefahr bringen könne.

Dewet gegen die Vergewaltigung der
deutſchen Kolonien

Amſterdam 14. Okt. Das ſüdafrikaniſche Blatt
„Burger“ veröffentlicht ein Schreiben des Generals De-
wet, in dem dieſer leivenſchaftlich gegen die Beſitz-
ergreifung von Deutſch- Süd weſt- und Deutſch
Oſtafrika durch die Union Einſpruch erhebt. Dewet nennt
die Eroberung dieſer beiden deutſchen Kolonien un geſetz
lich und erklärt, ſo lange ſie im Beſitze des füdafrikaniſchen
Volkes ſeien, würden ſie wie eine Feuersbrunſt wirken.
Einfall in vie veutſchen Kolanien ſei ungerechtfertigt ge
weſen. Dewet appelliert an das afrikaniſche Volk, daß
DeutſchSüdweſt- und DeutſchOſtafrika ihrem rechtmäßigen

und geſetzlichen Beſitzer zurückgegeben werden.
c GDer Delagernngszuſtanb in Frankreich

aufgesoben.

2 33 p. n r e CZürich 14. Ort. (Eig. Drahtber.) Ein franzöſiſches
Dekret vom 12. Oltober heit in Frankreich mit Ausnahme
von Eiſaß-Lothringen den Belagerung g8szuſtand auf.

3 33 JEin anderes Dekret verfügt, daß das Geſetz über die während
des Krieges geübte Preßzenſur noch Verüffentlichung
dieſes Dekretes außer Kraft geſetzt wird.

Verſailles, 14. Okt.

Der

Movnarchiſtenpiäne in Vudapeſt.
Nach Meldungen aus Budapeſt iſt dort beim Ab

marſch der erſten rumäniſchen Abteilungen ein von gewiſſen
Regierungskreifen gebilligter Plan der Monarchiften aufge
tsucht, die Habsburger Dynaſtie wieder einzuſetzen. Die
Weißen Truppen des Admirlas Nortſy ſollten in Budaveft
einziehen. die öffentlichen Gebäude befetien und die
Monarchie gusrufen. Miniſterpräſident Friedrich
forderte öffentlich zum begeiſterten Empfang auf. 5 Tage
ſpäter ſollte Exkaiſer Karl in die Ofener Burg einziehen.
Die Rumänen erfuhren aber den Pfan rechtzeitig und ſetzten
bei der Entente die Einſtellung des Abzugs der rumäniſchen
Truppen durch. Miniſterpräſident Friedrich ſoll von Exkgiſer
Karl 100 Millionen Kronenfür Propangandag-
zwecke erhalten haben.

d'Annunzio gibt nikt nach.
Wie die „Neue Zürcher Zeitung mitteilt, erklärte

d'Annunzio dem Vertreter der „Chicago Tribune“, daß er
ſich nicht um die Beſorgniſſe der Diplomaten kümmere und
znnachgiebig bleibe, weil er überzeugt ſei,Kinume kein neuer Krieg l Perde. wegen

Die Note an Rumänien.
14. Okt. (Eig. Drahtber.) Dem „Temps“ zufolge l rie an Rum anen gerichtete Note die verſchiedenen

Streitfragen, die die Rumänen von den Alliierten trennen,
enthalten und der J Ausdruck daß dieSchwierigkeiten bald unden und Rumä in Ueber
einſtimmung mit den Miierten handeln werde.

Einſchränkung der engliſchen Rüſtungsausgaben.

„Daily Mail“ ſchreibt: Der Kabinettsausſchuß zur Er
zielung von Erſparniſſen iſt zu dem Schluſſe gekommen, daß
die militäriſchen Ausgaben eingeſchränkt werden müſſen. Es
wurde angeordnet, daß die Ausgaben der Armee auf 75 Mil
lionen Jan Sterling eingeſchränkt werden ſollen. DasBudget die Flotte mlſſe auf 60, für die Luftflotte auf
25 Millionen herabgeſetzt werden. Bei der Flotte will man
100 000 Mann im Dienſt behalten.

Eine amerikaniſche Anleihe für Polen.
Das Warſchauer Blatt „Przegled Wieczorny“ meldet,

daß Polen durch Vermittlung einer amerikaniſchen Banken
gruppe von den Vereinigten Staaten eine bedeutende An
keihe, Rohſtoffe und Bargeld, erhalten werde.
Ein polniſcher Miniſter als Miturheber des Weltkrieges.

Bekanntlich ſtellt das im Auftrage des deutſchöſterreichi
ſchen Staatsſekretärs für Auswärtiges jüngſt ausgegebene
Buch feſt, daß neben dem Grafen Berchtold auch der dama-
lige Finanzminiſter Bilinski als Urheber des Weltkrieges
anzuſehen ſei. Nun iſt Herr Bilinski auch zurzeit Miniſter
der Finanzen, aber in Polen. Die in Prag erſcheinende „Na-
rodny Politika“ läßt ſich aus Paris melden, daß die Entente
regierungen die Abſicht hätten, auch Bilinski auf die Liſte
der Auszuliefernden zu ſetzen.

Streik und Gpartakusunruhen.

Die Berliner Magiſtratshilfsarbeiter im Ausſtand.
Die Bürohilfskräfte des Berliner Magiſtrats

ſind geſtern mittag in den Ausſtand getreten. Die Hilfs
kräfte verlangen eine Monatszulagebis zu 250 Mk.
und hatten dem Magiſtrat bis mittags 12 Uhr eine Friſt ge-
ſtellt, ſofort Verhandlungen mit dem Schlichtungsgusſchuß
einzuleiten. Der Magiſtrat hat geſtern nachmittag in
außerordentlicher Sitzung zu dem Streit Stellung genommen,
deren Ergebnis eine Aufforderung an die Streikenden war,
bei Gefahr der Entlaſſung bis ſpäteſtens Donnerstag
früh die Arbeit gufzunehmen. Der Magiſtrat ſteht auf dem
Standpunkt, daß die Hilfsarbeiter durch den Streik das
Dienſtverhältnis gebrochen und ſich über den rechtsverbind-
lichen Schiedsſpruch vom 11. Oktober, der eine Zulgnge von
100 Mark feſtſetzt, hinausſetzen.

Die Vorgänge in Frankfurt a. M.,
wo, wie berichlet, Montag nachmittag Tauſende von Giſen-
bahnarbeitern durch ſtürmiſche Kundgebungen den
Rücktritt des neu ernannten Direktionspräſidenten verlang-
ten, bildeten geſtern den Gegenſtand eingehender Beſprechun-
gen im Eifenbahnminiſterium. Die Arbeiter erheben unter
anderem die Forderung, daß der Verkehrsausſchuß zu den
Präſidialſitzungen in Frankfurt a. M. mit beſchließender
Stimme zugezogen werden ſoll. Vermutlich wird ſich auch
e o zu. Stagatsminiſterium mit dieſer Angelegenheit

efaſſen.

Die Korruption der Eiſenbahner.
Der von der Eiſenbahndirektion Elberfeld einge-

ſetzte Unterſuchungsausſchuß teilt mit, daß ſich im Direk-
tionsbezirk Elberfeld ein vollſtändiges Syſtem im Ver-
ſchieben von ganzen Waggonladunngen unter fal-
ſcher Deklaration herausbildet, wobei es ſich um Beträge
von Millionen handelt. Von den von Düſſelvorf-Reis-
holz allein in den erſten ſechs Mongten nach der Beſetzungs-
zeit täglich abgegangenen 25 Wagenladungen werden nur
5 in den Büchern geführt. Bei einer täglichen Verſchiebung
von 20 Wagenladungen in ſechs Monaten ergibt ſich, wenn
man die Wagenladung auf 100 000 Mark angibt, ein Wert
von 360 Millionen. Wie der Ausſchuß behauptet, ſind ähn-
liche Verhältniſſe in allen Grenzbahnhöfen des Direktions-
bezirkes feſtzuſtellen.

Spartakus in Mecklenburg.
Jn Karow bei Wismar in Meslenburg ſollte am

Sonntag eine Spartakiſtenzuſammenkunft ſtatt-
finden. Reichswehrtruppen hoben die Verſammlung auf.
Nur eine Perſon konnte entfliehen. Bei der Durchſuchung der
44 Verfammlungsteilnehmer, darunter drei Frauen, wurde
eine Menge belaſten des Material gefunden. Auch
aus Bremen, Hamburg und Lübeck waren Teilnehmer er
ſchienen. auch zwei Ruſſen aus Kiel und Rigag. Sechs
Perſonen, die am meiſten belaſtet waren, wurden der
Stantsanwatſchaft in Schwerin zugeführt.

Ein Hamſterlager der U. S. P.
Laut „B. Z.“ wurden bei einer Hausſuchung im Ber-

liner Zentralbureau der U. S. P. 20 bis 30 Kiſien ge-
funden, die neben kondenſierter Milch ausſchließlich
rationierte Mühlenfabrikate enthielten. Es wurde
feſtgeſtellt, daß bis vor kurzem auch Vorräte an Speck und
Schmalz vorhanden waren. Laut amtlichem Protokoll der
Kriminalpolizei hat der wegen der Ermordung des ſächſifchen
Kriegsminiſter Neuring verfolgte „Arbeiter“ Paſſin wäh-
rend ſeiner Flucht in Berlin täglich von demſelben Partei
büro eine Ration Brot, Schmalz und Speck erhalten. Hier
aus erweiſt ſich wieder, daß die Unabhängigen in der Theorie
wohl den politiſchen Mord verabſcheuen, in der Praxis aber
die Mörder aus politiſchen Motiven unterſtützen.
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England vor neuen politiſchen Kämpfen.

Haag 14. Okt. (Eig. Drahtver.) Alle Zeichen in Eng-
ſand deuten guf den Beginn eines großen politiſchen Kampfes
Von der direkten Aktion iſt nach dem Scheitern des Eiſen-
bahnerſtreifs aber nicht mehr die Rede. Man iſt jedoch ent-
ſchloſſen, mit aller Energie auf parlamentariſchem Wege zum
Ziel zu gelangen. Ein graßer Arbeiterkongreß wird
in der nächſten Zeit einberufen werden, um über den Beginn
dieſer parlamentariſchen Kampagne zu beraten, vor allem
ſoll eine ſchleunige Neuwahl zum Parlament durch-
geſetzt werden.

Ausdehnung der amerikaniſchen Streiks.
Nach der „Times“ zeitigt der amerikaniſche Hafen

arbeiterſreit bereits ernſte Folgen. 131 000 Arbeiter nd

arbeitslos. Jn den Häfen liegen Schiffe mit verderblichen
die in den Schiffsräumen verfaulen. Newyork hat

bereits Mangel an Zucker und Mehl. Außerdem fürchtet man
auch Mangel an Kohle.

„Nieuwe Courant“ meldet aus Newyork, daß infolge des
Abbruches der Verhandlungen zwiſchen den Beſitzern ver
Aſphaltkohlenbergwerke und dem Bergarbeiterverband der

Streik der Berg arbeiter für den 1. November ver
kündet werden wird. 400 000 Arbeiter werden die Arbeit
niederlegen.

Generalſtgeit in Lothringen. t
Nach dem „Echo de Paris“ wird aus Metz gemeldet

Die Behörden erfuhren, daß ein Generalſtreik im
Kohlenrevier von Lothringen ausgebrochen ſei, der
revolutionären Charakter trage. Als Urſache wird
die Einmiſchung der franzöſiſchen Kolonialtruppen in den
Arbeiterkonflikt genannt.

Bauern Unruhen auf Sizilien.
Jn Nieſi in der Provinz Caltariſetta auf Sizilien kam

es nach einer von 5000 Bauern beſuchten Verſammlung, in
der über die Beſitzergreifung der großen Güter berichtet
wurde, zu Ruheſtörungen, bei denen 7 Bauern getötet und
20 verwundet wurden. Die Truppen mußten ſich zurück
ziehen und die Stadt in der Gewalt der rebelliſchen Bauern
laſſen.

Deutſche Rationalaerſammlung.

Jn der geſtrigen Sitzung wurde zunächſt eine Anfrage Landsberg
(Soz.) wegen Umwandlung der Militärſtrafgerichts or d
nung regierungsſeitig dahin beantwortet, daß demnächſt ein Geſetz
betreffend die Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit vorgelegt werden
wird. Eine Anfrage des Abg. Gröber (Ztr.) beantwortet ein Regie
rungsvertreter dahin, daß die Beſchlagnahme der Glocken aufgehoben
worden ſei. Unverſehrte Glocken ſeien nach Möglichkeit zurückgegeben
worden. Es folgt die Fortſetzung der Beſprechung der Interpellation
Löbe Scheidemann wegen der

Lederbewirtſchaftung
in Verbindung mit dem Bericht des Ausſchuſſes für Volkswirtſchaft
über die notwendige Verſorgung mit Schuhwerk und dem Antrag
Arnſtadt und dem Antrag Ablaß betreffend die Zwangswirtſchaft.

Abg. Davidſohn (Soz.) hält die Zwangswirtſchaft für das ge
ringere Uebel. An die Stelle der Planwirtſchaft ſollte regie
rungsſeitig eine planmäßige Wirfſchaft treten nach den Erforderniſſen

der neueſten Wirtſchaftsentwickelung.
Abg. Diez (Ztr.): Ohne Aufhebung der Zwangswirtſchaft hätten

wir
überhaupt kein Leder ins Land bekommen.

Miniſter Schmidt. Die Zwangswirtſchaft allein hat uns in den
Stand geſetzt, mit Staatszuſchüſſen an den Broirationen und Kartoffel-
rationen feſthalten zu können. Die

Zwangswirtſchaft iſt nicht zuſammengebrochen.
Hoffentlich ſind die Landwirte vernünftig genug, das einzuſehen
Für Leder mußten wir zur freien Bewirſſchaftung übergehen, weil
wir nur einen kleinen Teil des Bedarfs gus dem Jnlande decken
können. So haben wir erreicht, daß die Produktion gehoben wurde.
Grundſätzlich iſt die Ausfuhr von Schuhwerk nicht geſtatlet. Wegen
der Notſtands verſorgung mit Bekleidung bemerke ich,
daß beträchtliche Beſtände direkt an die Gemeinden überwieſen werden
ſollen. Für Vieh und Getreide kann ich die Zwangswirtſchaft nicht
aufheben. Für Gemüſe geht es. Für die Textilinduſtrie ſtehe ich
ebenſo auf dem Standpunkt: es muß Wolle herein, wenn auch
zu enormen Preiſen, damit die Jnduſtrie arbeien kann.

Abg. Dr. Vöhme (Dem.) begründet den Anirag Ablaß. Die Be
wirtſchaftung des Getreidas ſoll auf Brotgetreide beſchränkt werden.
Fleiſch und Milch ſoll mar in Höhe des Bedarfs für Kranke und
Kinder bewirtſchaftet werden. Die Kartoffeln ſind bei einer guten
Ernte freizugeben.

Abg. Dr. Semmler (Dn.): Die reſtloſe ſoforlige Aufhebung der
Zwangswirtſchaft iſt unmöglich, aber

die Produktion muß gehoben
werden. Futtermittel und Düngemittel müſſen eingeführt werden,
dann wird der Landwir! auch genügend liefern können. Die Sozial-
demokratie handelt gegenüber der Landwirtſchaft weder ſozial noch
demokratiſch.

Abg. Wurm (U. S.) Den Antrag Ablaß lehnen wir ab.
Abg. Duſche (D. Vpth): Nur die vermehrte Beſchaffung

von Düngemitteln kann der Landwirtſchaft helfen. Schika-
nöſe Verfügungen wirken nur erbitternd. Von der Gerſte muß ſo
viel freigegeben werden, als für die Viehzucht gebraucht wird. Schritt
weiſer Abbau des Zwanges in der Landwirtſchaft verträgt ſich wohl
mit den Jntereſſen der Konſumenten.

Nach weiteren Bemerkungen ſchließt die Beſprechung. Die Aus-
ſchußanträge werden angenommen. Der Antrag Ablaß iſt zurück
gezogen. Der Antrag Arnſtadt wird angenommen.

Nächſte Sitzung Mittwoch.

Dentſchnatisnale Volkspartei.
Dritte Tagung des Hauptvorſtandes.

Die dritte Tagung des Haupivorſtandes der deutſchnationalen
Volkspartei, die am 13. Oktober im Abgeordnetenhaus ſtattfand, war
von über 200 Vertretern aller Landesverbände beſchickt. Jn der vor
ausgegangenen Sitzung des Parteivorſtandes wurden bei der endgül
tigen Wahl der Parteileitung die bisherigen Mitglieder ein
ſtimmig wiedergewählt und zwar: Staatsminiſter Hergt,
M. d. pr. L., erſter Vorſitzender, Geh. Juſtizrat Dr. Dietrich. M.
d. N., als 2. Vorſitzender, Vankier Edler v. d. Planitz als Schatz
meiſter. Buchdruckereibeſitzer Grae f-Anklam, M. d. pr. L. als ge
ſchäftsſührendes Vorſtandsmitglied.

Die Mitteilungen des Hauptgeſchäftsführers ergaben ein höchſt
erfreuliches An wachſen der Partei-Organiſation, die die
Zahl von 1 Million 100 000 Mitgliedern bereits überſchritten
hat. Jn der Zeit vom 1. Juli bis 1. Oktober ſind 740 neue Orts-
gruppen gegründet, d. h. trotz der für Werbearbeit ungünſtigen Jah
reszeit im Tagesdurchſchnitt mehr als 8 an jedem Tage. Die Ge
ſamtzahl der Ortsgruppen beträgt heute 3024, die Zahl der Partei
ſekretariate iſt von 67 auf 193 geſtiegen. Die Zeitſchriften und Ver
öffentlichungen der Partei finden ſtändig wachſenden Abatz. Jn
einem zuſammenfaſſenden Schlußwort konnte der Parteivorſitzende
zum Ausdruck bringen, daß das klare Bekenntnis in der völkiſchen
Frage von allen Mitgliedern unſerer Partei freudig begrüßt wird,
daß alle Stellen der Partei aber ebenſo einmütig abrücken von
einem gewiſſen Radau- oder Programm Antiſemitismus, der glaubt,
die völkiſche Frage mit verwerflichen Mitteln der perſönlichen
Hetze oder der Hewalttat löſen zu ſollen. Mehrere den deutſch
völkiſchen Organiſationen angehörende Mitglieder der Partei unter
ſtrichen gerade dieſe Aeußerung des Vorſitzenden noch ausdrück-
lich und ſchüttelten insbeſondere Herrn Dr Puder-Leipig und ſeine
Zeitſchrift „Der deutſche Volksrat“ von ſich ab.

Mit beſonderer Aufmerkſamkeit wurden die Mitteilungen der
Parteileitung über den letzten Zuſammenſtoß der Partei mit
dem Reichswehrminiſter Noske entgegengenommen. Große
Bewegung löſte insbeſondere die Mitleilung aus. daß die „der Par
tei ſehr naheſtehende Perſon“, die nach Angabe des Reichswehr
miniſters die Ausſprache zwiſchen der Parteileſtung und dem Reichs
wehrminiſter angeregt haben ſollte, der Adjutant des Reichs
wehrminiſters, Major v. Gilſa, geweſen iſt. der hierbei ausdrücklich
eben hatte mit Zuſtimmung des Reichswehrminiſters zu han

ein.
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Alle Beſprechungen gaben erneut den veſten Beweis für die volle
Zinigkeit und Geſchloſſenhet der ſtändg wachſenden Parei.

Die Einigungsbeſtrebungen in der Sozial
demokratie.

Von unſerem Berliner Vertreter wird uns geſchrieben:
Wie ich erſahre, waren im Lager der Mehrheitsſozial

zemokratie bis vor kurzem tatſächlich ernſthafte Beſtrebungen
äber eine Verſtändigung mit den Unabhängigen im Gange.

Die Rede Scheidemann s in der Nationalverſammlung
war nicht der erſte Fühler nach den Unabhängigen.
Als ſolcher wird die ergebnislos verlaufene Verhandlun
über die Regierungsbildung in Sachſen angeſehen. Da jedo
die Unabhängigen als Bedingung ſür eine Einigung den
Austritt der Mehrheitsfozialiſten aus derRegierung verkangen, iſt kaum anzunehmen, daß die
Einigungsbemühungen Erfolg haben werden. Dagegen
ſcheint in Bayern Ausſicht auf Verſtändigung zu beſtehen.

Das Urteil im zweiten Geiſelmordprozeß.
München, 14. Okt. Jm zweiten Geiſelmordprozeß

derurteilte heute das Volksgericht Alvis Kammerſtetter
wegen Mordes zum Tode. Die Angeklagten Greiner,
Strelenko und Debus wurden wegen Mordes zur
Höchſtſtrafe von 15 Jahren Zuchthaus verurteilt. Bei
letzterem wurde die Zuläſſigkeit der Stellung unter Polizei-
aufſicht ausgeſprochen. Als der Vorſitzende die Begründung
des Urteils vortrug, erlitt der Angeklagte Greiner einen
Wutanfall Schutzleute mußten den Raſenden auf der
Bank feſthalten. Kammerſtetter rief dem Vorfſitzenden
zu: „Das iſt der Dank dafür, daß ich zwei Menſchen das
Leben gerettet habe!“

Au die Dentſchen in den Grenzmarken.
Jn einem Aufruf „An die deutſchen Brüder und Schwe-

ſtern in den Grenzmarken“ fordern die Reichsregierung und
die preußiſche Staatsregierung alle Abſtimmungsbe-
rechtigten der gefährdeten Grenzmarkenkreiſe auf, bei der
bevorſtehenden Abſtimmung nicht zu fehlen ſondern für
die Zugehörigkeit zu Deutſchland zu ſtimmen.

Aus Stadt und Amgebung
Bildungsabend.,

Wir weiſen noch einmal darauf hin, daß am 45. Bildungsabend
im „Herzog Chriſtian“, Montag, den 20. Oktober Geheimer Reg.Rat
Schwaner t einen Vortrag über die neue Verfaſſung des Deutſchen
Reiches halten wird. Der 46. Bildungsabend iſt ein Robert Schu
mannAbend, der von Profeſſor Bithorn und Frau Landesrat
Bothe Montag, den 27. Oktober im Saale des Schloßgarten-
pavillons veranſtaltet wird. Karten dazu im „Herzog Chriſtian“.

Rohzucker für die Verbraucher
Nach Sachlage der diesjährigen trüben Ausſichten für die Zucker

verſorgung ſollen die zuſtändigen Reichsſtellen ſich mit dem Plane
beſchäftigen, über kurz oder lang nur noch Rohzucker an die Vevöl
kerung gelangen zu laſſen. Der Kriegsausſchuß für Konſumenten
intereſſen und der Frauenbeirat hat ſich zwar früher gegen den in
ſeiner Herſtellung recht unappetitlichen Rohzucker ausgeſprochen.
Dennoch ſollen die maßgebenden Stellen die Rohzuckerverteilung und

Raf ien für einen Ausweg aus den Kohlendie Schließung der Raffinerien für
ſchwierigkeiten halten.

Lohnvereinbarungen im Steinſetzergewerbe.

Zwiſchen der Steinſetzer-Zwangsinnung für den Regierungsbe
zirk Merſeburg und dem Verband der Steinſetzer und Berufs
genoſſen Deutſchlands iſt folgender Vertrag abgeſchloſſen worden:
Vom 1 Oktober 1919 betragen die Stundenlöhne für Steinſetzer 2.50
Mk., für Rammer 2,40 Mk. und für Arbeiter 2,20 Mk. Eine Kom
miſſion aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſoll ſich mit der Ein
führung von Ferien, Eindeziehung der Erd und Schachtarbeiter in
de Tarifgemeinſchaft, Beſchaffung von Winterarbeit demnächſt be
ſchäftigen. Die Vereinbarungen gelten für alle Steinfetzecgeſchäfte
im Regierungsbezirk Merſeburg.

Vorſorgung der Beamten mit Kleidungs und Wäſcheſtücken.

Der Deutſche Beamtenbund und der Verband Deutſcher Beamten
vereine hatten ſich an die Reichsregierung gewandt mit der Bitte, den
Beamten aus Reichsbeſtänden Stoffe oder fertige Kleidungs und
Wäſcheſtücke zu ganz geringen Preiſen zu überlaſſen. Nach Mitteilung
der Reichsbekleidungsſtelle iſt dieſer Wunſch aus Warenmangel nicht
erfüllbar Um aber den Beamten eine Erleichterung in der Be
ſchaffung zu gewähren, iſt beſtimmt worden, daß der Deutſche
Beamtenbund die Ermächtigung erhält, daß die ihm angeſchloſſenen
Beamtenvereine ihren Mitgliedern Veſcheinigungen ausſtellen, die
den Bedarf an Kleidungs und Wäſcheſtücken beſcheinigen. wenn ſie
den Bedarf auf keine andere Weiſe decken können. Die Kommunal-
verbände ſind angewieſen, den Jnhabern gegen Abgabe einer der-
artigen Beſcheinigung einen Berechtigungsſchein über Kommunal-
waren auszufertigen. Die von den betreffenden Beamtenvereinen
ausgefertigte Beſcheinigung befreit den Jnhaber der Veſcheinigung
vom Nachweis des Bedarfs gegenüber dem Kommunalverband und
den Kommunalverband von ſeiner Verpflichtung, die Bedarfsnot
wendigkeit zu prüfen.

Einheitsverband der Kriegsbeſchädigten.

Jm „Reichskanzker“ fand am Dienstag eine vom Vorſitzen-
den Hirſchfeld geleitete gutbeſuchte Verſammlung des Einheits
verbandes der Kriegsbeſchädigien Deutſchlands ſtatt, in der ein Be
richt über den Delegiertenfag in Magdeburg erſtattet wurde. Als
1. Schriftführer wurde Herr Starcke, als 2. Herr Schulze ge
wählt. Jn der Diskuſſion geißelte Herr Hübner vom Reichsbund
der Kriegsbeſchädigten ſcharf angebliche Zerſplilterungsverſuche des
Einheitsverbandes und wirft dem Verband vor, er ireibe nur Stan-
despolitik. Unſozial ſei ſein Verhalten inſofern, als er Einheitsrenten
fordere, ausſchließlich des Offiziersſtandes. Er vertrat die
Anſicht, daß für alle Beſchädigten, Mann wie Offizier, die Rente
gleich ſein ſolle. Obwohl im Jnſerat bekanntgegeben war, daß Gäſte
willkommen ſeien, forderte der Vorſitzende
welche ſich in der Pauſe nicht zum Beitritt zum Einheitsverbande
entſchloſſen hatten, guf, das Lokal zu verlaſſen. Herr Hübner be-
zeichnete es als unfair, geladene Gäſte mitten in der Verſammkung
wegen der angeblich nunmehr einſetzenden internen Beſprechung
für Mitglieder des Einheiisverbandes hinaguszuweiſen. Der Kriegs
veſchädigte Woiczniak lud zum Schluß ſämtliche Anweſenden zu
der am kommenden Donnerstag im „Tivoli“ ſtattfindenden öffent
lichen Verſammlung der Kriegsbeſchädigten ein.

Der Streit um die Viehhaut.
Um dem argen Mißverhältnis, in dem die gegenwärtigen Höchft

preiſe für Schlachtvieh zu den Preiſen. wie ſie für Viehhäute gegen
wärtig erzielt werden, beſtehen, zu begegnen, hatte ſich der Land
dund der Provinz Sachſen und Anhalts veranlaßt ge
fehen, folgenden Beſchluß zu faffen:

Der Landbund der Provinz Sachſen und Anhalts fordert die
Mitglieder der ihm angeſchloſſenen Orgamſſationen auf, Schlachtvieh
Rur an diejenigen Schlächter Händler oder Viehkommifſionäre zur
Ablieferung zu bringen. die ſich verpflichten, die Haut des abzuliefern

die anweſenden Gäſte.

enerlöſes aus n von vombekannt en worden. Auf Grund die
ſtelle die Zeit bis zumnach einer nung der Reichsſleiſch

14. Oktober 1919 folgende Sätze des Mehrerlöſes für den Zentner
Lebe i t. Rinder, ausgenommen Kälber 54 Mk.ferde 21 M. würde der
Viehhalter den dritten Teil erhalten, mit dem er keineswegs einver
ſtanden ſein dürfte.

Kälber 75 Mk., Schafe 60 Mk.,

Jn einer am Sonntag in Merſeburg ſtaltgefundenen Verſmm-
lung der ſozialiſtiſchen Jugend ſprach Genoſſe Hüb ne r-Schkenditz
über die eckhe und Ziele der ſozialiſttſchen Jugendorganiſation
Genoſſe Me n z e Halle erörterte die Spaltungsfrage. die auch ſchon
die Jugendbewegnung ergriffen hebe Die kommuniſtiſchen Führer
ſind eifrig an der Arbeit. die Jugend nur ihren Zwecken dienſtbar za
machen, was auch der Vorſitzende der kommuniſtiſchen Jugend Rei
mannHalle in der Verſammlung tun wollte. Jn der Ausſprache
wurde allgemein betont, daß die Jugendlichen in den Kreiſen Merfe
burg und Querfurt mit der kommuniſtiſchen Beirksleitung nichts
mehr zu tun haben wollen, ſie wollen vielmehr einen Kreis für ſich
bilden. Es wurde alsdann durch Genoſſen Wolf Merſeburg die Ein
teilung der Bezirke bekanntgegeben und die proviſoriſche Wahl der
Leitung vorgenommen.

Tivoli Theater.

Donnerstag findet eine einmalige Aufführung der beliebten
Operette „Schwarzwaldmädel“ ſtatt. Dienstag wird zum erſten Male
in Merſeburg Strindberg zu Wort kommen und zwar mit einem Werk
ſeiner Ehegeſchichten „Kameraden.“ Strindberg behandelt mit großer
Drama tiſcher Geſchicklichkeit das Thema Sleichberechtigung der Frau.
Jn Vorbereitung befindet ſich Ralph Benatzky's größte Operetten-
ſtehe „Liebe im Schnee“ welche in Leipzig ſtändig am Spielplan
eht.

2 Aus Boeich tAus Provinz und Reich
e e eS Sonntagsförderung der Vergleute. n

Bieuſelwitz, 15. Oktober. Ein großer Teil der Bergarbeiterſchaft
hat beſchloſſen, Sonntagsarbeit zu leiſten und dabei auf den ihr zu

100 proz. Lohnzuſchlag zu verzichten. Jm ganzenwitzRoſitzer eauntohlenerier hergſchee am Sonntag ne rric

Geſchirre aus Meuſelwitz, Altenburg, Schmölln, Gößnitz uſw. ſowie
auch ſolche ter aus Altenburg beteiligten ſich an der
Abfuhr der Briketts der Bergarbeiter verdient im Hinblick auf die Kohlennot in den Städten vollſte An
erkennung.

Landarbeiterſtreit. e

Brehna b. Bitterfeld, 13. Okt. Verhandlungen zwiſchen den
Arbeitgebern und den Landarbeitern ſind reſultatlos verlaufen und
abgebrochen worden. Die Landarbeiter haben die Arbeit niedergelegt
Einige Arbeitgeber haben die Forderungen bewilligt.

Eine mannhafte Entſchließung.

Deſſau Anh., 15. Oktbr. Eine Maſſenverſammlung
von Eiſenbahnern der Strecken Deſſau--Bitterfeld, Deſſau Cöthen
und Deſſau-- Roßlau nahm einſtimig eine Entſchließung an, in der
es heißt. „Die Eiſenbahnarbeiter und beamten bekunden öffentlich
daß ſie ihren Dienſt unabhängig von Politik lediglich um Wohle des
geſamten Volkes und Staates nach Anordnung der gefetzlch berufenen

Staatsgewalten tun und jeden gewaltſamen und agitato
riſchen Eingriff in ihre dienſtliche Tätigkeit von unberufener,
Seite mit energiſchem Widerſtande zurückweiſen werden. Von
den berufenen Staatsgewalten erwarten ſie gegebenenfalls Schutz und
Sicherung für die Eiſenbahn und ihre Bedienſteten.“

Wettervorausſage
Donnerstag, den 16. Oktober

kälter, Niederſchläge in Schauern.

Die heutige Rumme: umfaßt 8 Seiten.

Böig. wechſelnde Bewölkung,

Letzte Depeſchen
Räumung des Baltikums uoch in dieſer Woche

Berlin, 15. Okt. (Eig. Drahtber. Jn politiſchen
Kreiſen wird auf Grund der eingegangenen Meldungen an
genommen, daß die Räumung des Baltikums durch unſere
Truppen mit Ablauf dieſer Woche beendet fein wird, umfoe-
mehr, als die Zahl der Truppen, die bisher der Regierung
Folge leiſten, nur etwa ein Drittel des Geſamtbeſtandes der
baltiſchen Armee ausmacht. Zwei Drittel, etwa 25 600 Mann,
ſind in ruſſiſche Dienſte übergetreten und haben ſich damit
jedem Einfluß ver Reichsregierung entzogen, Zu den Be
ſprechungen im Auswärtigen Ausſchuß der Nationalverſamm-
lung über die Maßnahmen zur Zurückbringung der Truppen
erfährt die „Deutſche Allg. Ztg.“, daß der Verteter des Aus-
wärtigen Amtes den Entwurf einer an den Verband zu rich-
tenden Antworitnote vorlegte, der eingehend beſprochen wurde.
Die Beſprechungen wurden heute vormittag fortgeſetzt.

Polen läßt den Letten freie Hand.
Wien, 15. Okt. (Eig. Drahtber.) Nach Warſchauer

Meldungen hat der polniſche Staatsſekretär des Aeußeren
Skrzyn zki gegenüber den fremden Gefandten in Warſchau
erklärt, daß die Letten ihre Kräfte unbeſorgt gegen die dentſch-
ruſſiſche Armee zuſammenziehen könnten. Polen werde einen
ſolchen Augenblick gegen die Letten nicht benutzen.

Die Kampflage bei Riga.
Amſterdam, 15. Okt. (Eig. Drahtber.) Das Preſſe

büro Radio meldet aus Horſeg, daß die deutſchen Trup-
pen der weſtruſſiſchen Regierung bis in die Vorſtädte von
Riga vorgedrungen ſind, jedoch die Düng noch nicht über-
ſchritten haben.

Der weſteu ger Zentralrat gegen Berliner
chwindelnachrichten.

Königsberg, 15. Okt. (Eig. Drahtber.) Der Vor
ſitzende des Zentralrates von Weſtrußland Senator Graf
von Pahlen ielegraphiert aus Libau: Durch die
deutſche Tagespreſſe gehen in den letzten Tagen tendenziöſe
Nachrichten, die von einer angeblichen weſtruſſtiſchen Regie-
rung in Berlin reden. Es wird hiermit ausdrücklich feſtge-
ftellt, daß es ſich augenſcheinlich um eine Myſtifikation oder
einen von Feinden Rußlands inſzenierten Schwindel handelt.

Große Siege Denikins.
Rotterdam, 15. Okt. (Eig. Drahtber.) Laut „N. R.

C.“ meldet Denikin, daß ſeine Truppen in einem erbitter-
ten Gefecht Orel, 200 Kilometer ſüdweſtlich von Moskau,
genommen und 18 rote Regimenter, die ſich ihm entgegen
ſtellten, geſchlagen habe. 3000 Gefangene, 4 Geſchütze und
mehr als 30 Maſchinengewehre ſeien erbentet worden. Kro-
wie wurde beſetzt. Jn der Ukraine hat Denikin die neunte
Seelen Petljurgs bei Kiew geſchlagen und zwei Dörfer

etzt.

Nationgaler Aufſtand in der Slowakei.
Preßburg, 15. Okt. Die revolutionäre Gärung in

der Slowakei und ganz Oberungarn hat ſolche
Dimenſionen angenommen, daß die Prager Regierung einen
großen Teil der Slowakenführer, die den Anſchluß an Tſche-
chien durchgeführt haben, verhaftete und die Militär-
diktatur proklamierte. Die Slowaken fordern voll-
ſtändige Autonomie. Die Bewegung hat auch auf
die Ruthenen der Karpathengegend übergegriffen. Jn
Kaſchau organiſierten die Slowaken eine große Aufßands-
bewegung, deren Programm volle Unabhängigkeit von Tſche

ſchien, aber auch von Ungarn verlangt.

Psolitiſcher Sieg der Jungtürken-
Konſtantinopel, 15. Okt. Das neue Minißerium

zeigt eine ausgeſprochen jungtürkiſche Gefinnung. Mu
ſtapha Kemal- Paſcha wurde wieder zum General er
nannt. Das Erſcheinen der jungtürkiſchen Zeitungen wurde
wieder geſtattet.

nkreich fü delsbeziFrankreich für x ehnngen mit
Rotterdanm, 15. Okt. Eine offiziöſe Meldung aus

Paris befagt: Der Polizeipräfekt bereitet Maßnahmen vor,
um deutſchen Handelsreiſenden den Beſuch Frankreichs und
freie Bewegung in Paris zu ermöglichen, da es für notwendig

den Tieres an den Landwirt zurückzuliefern zu einem Preiſe, der dem
ſt wird, di ndelsbeziehung FrankreichSan ver auſgimehmen“ zwiſchen

Die Ratifizierung in Japan.
Rotterdam 15. Okt. (Eig. Drahtser.) „N. R. C.

meldet, daß der jauaniſche Stantsrat den Friedensvertrag ge
nehmigt hat. Der BVerirag werde jetzt dem Kaiſer zur Rati
filation vorgelegt.

Die Schweiz und der Völkerbund.
Berlin, 15. Ott. (Eig. Draßtber.) Laut Meldung

der Schweiz. Dep.-Agentur beſchloß der Bundesrat, die Bun
desverfammlung zur Verhandſung der Völkerbundsfrage für
den 16. November einzuberufen. Ferner beſchloß er, nicht den
neuen, ſondern den alten Nationglrat mit der Völkerbunds

frage zu befaßen. tFrankreichs Bevrolmächtigter in Bölkerbundsrate.
Paris, 15. Okt. (Eig. Drahtber.) Zum Bertreter

Frankreichs im Rat des Völkerbundes iſt im geßrigen Mini-
ſterrat Leon Bourgegois ernannt worden.

Ratifizierung des dentſche polniſchen Vertrages.

Poſen, 15. Okt. (Eig. Drahtber.) Der deutſche Re
gierungskommiſſar Prof. Delbrück, der die Durchführung
der Bedingungen des deutſch polniſchen Vertrages zu über
wachen hat, iſt nach Warſchau abgereiſt. Der deutſch-pol-
niſche Vertrag vom 1, Oktober wird in den nächſten Tagen

rutifiziert werden. 7Das Befinden Wilſons.
Amſterdam 15. Okt. Eig. Drahtber.) Reuter mel

det aus Waſhington, daß Rräſidenit Wilſon infolge
einer Schwellung mer Proßata- Dre eine unrnhige Nacht ge
habt habe. Das Alagemeinbefinden ſei gut.

Vor der Entſcheisung
im Derliner Retallarbeiter-Streif.

Berlin, 15. Olt. (Eig. Drahtber. Ob das Ulti
matum der Heizer und Maſchiniften, das um 12 Uhr mittags
abgelsufen iſt, talſächtich verwirklicht wird, ſtet zur Stunde
noch nicht feſt. Es beſtrht noch eine Hoffunng, daß die
Meigkllarbeiter fich durch die neuern Beratungen der Metall
induſtriellen über den Brief des Arbeitsminiſers zu einem
längeren Abwarten bewogen ſehen werden. Wie wir von
zuſtändiger Seite erfaghren, iſt es nicht richtig, daß die tech
niſche Nothilfe ein Eingreifen bei dem beſtehenden Metall
arbeiterſtreik unterlaſſen werde, weil der Streik von den Ge
werkſchaften organiſiert und geführt wird. Das Eingreifen
der techniſchen Nothilfe wird von der Genehmigung durch die
Gewerkſchaften nicht abhüngen; ſie wird überall da eingreifen,
wo durch Stilegung von lebenswichtigen Betrieben die All
gemeinheit zu Schaden komen kann und am Streik Unbetei
ligte in großen Maſſen in Mitleidenſchaft gezogen werden.

Berlin, 15. Okt. (Eig. Drahtlber.) Der Verband der
Metallinduſtriellen hat heute ein Schreiben des Reichsarbeits
miniſters aus Potsdam erhalten, in dem die Annahme des
Vermittlungsvorſchlags vom 8. Oktober nochmals nahegelegt
wird. Der Verband hält heute mittag 12 Uhr eine Konferenz
ab, in der er dazu Stellung nehmen wird. Die Metallarbeiter
haben auf Veranlaſſung des Arbeitsminifters ihrerſeits ihre
Stellungnahme auf Nachmittag verſchoben.

Sitreikterror vor dem Berliner Rathaus
Berlin, 15. Okt. (Eig. Drahtber.) Zu dem Streik

im Rathauſe meldet die „B. Z.“ unter anderem: Die Strei
kenden haben vor dem Rathaus zahlreiche Streikpoſten auf
geſiellt, die nicht nur die arbeitswilligen Kollegen, ſondern
auch das Publikum am Eintritt in das Rathaus hindern.
An einzelnen Stellen iſt von den Streikenden ſogar Gewalt
angewendet worden. Bei den Brotkommiſſionen ſind die
Bürohiffsträfte zum Teil zu den Streikenden übergegangen,
einige der Kommiſſionen mußten geſchloſſen werden. Die
Räumlichkeiten und die Lebensmittelkarten wurden vor Dieb
ſtahl und Veruntreuungen ſichergeſtellt. In der ebenfalls ge
ſchloſſenen Kornverſorgungsſtelle hofft man die Geſchäfte mit
freiwilliger Hilfe weiterführen zu können. Auch die Ange
ſtellten der Futtermittelſtelle ſind in den Streik getreten, der
Sparkaſſenbetrieb mußte erheblich eingeſchränkt werden.

Kein allgemeiner Ausſtand der Magiftrats
hilfsarbeiter.

Berlin, 15. Okt. (Eig. Orahtber.) Der Ausſtand der
Magiftratshilfsarbeiter iſt keineswegs allgemein. Trotz des
Terrors, der von den Ausſtändigen ausgeübt wird, arbeiten
ganze Büros.
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für die Gemernven ſind in Blocks zu 3x25
Stück zum Preiſe von Mark 1.25 erhält-

lich in unſerer Geſchäftsſtelle.

„Merſeburger Tageblatt.
(Kreisblatt).

PELZTWAREMHAuS

Franz Halle, Halle a. S.
Gegr. 1913. G Rreitestr. 6 Telef. 4377

Lager fertiger Pelzwaren m
Anmnuahmeo von Keparaturen,
Ken- und Umarbeitungen.

Aufträge erbitte jefzt vorzunehmen, betreffs
pünktlicher Lieferung.

[Einrauf aller Sorten Feſſe zu höchsten Preisen.

Große Ladungen
Rotkohl, Wirſing,

Weißkohl, Sellerie,
Einlege- Gurken

r Aehicwengen Gemüſebau KRiſchmühle.
Grünfutter 11 Uhr vorm., 5 Uhr nachm.

Versandgeschätte
welche mesiz. u. pharmazeut. Frtikel vertreiben, wenden sich

zwecks Offerte umgehend an J.
Max Hahn G. m. H., Berlin S W. 68.
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322 h

Meueste
Sehall Platten,

Nadeln, Ersafſzteile.

Man Steht Magen 1 5,
Schmalestrasse 14. Telefon 479.

Vorsichtige Männer
Aengstliche Frauen

befolgen Dr. med. Mällers Anweisong äber natürliche Be-
schränkung der Kinderzahl. Unzählige Anerkennungen. Gegen
Voreinsendung von Mark 1.-- franko und verschl. vom

SANIIAS-DEPOT. Abt. 550, Charlottenburgo.

Dentſchenationale Volkspartei
Kreisgruppe Merseburg-Querfurt.

Fernruf 190 Fernruf 199
Geſchäſtszimmer: Hälterftraße 29 (aectt.

Auskünfte. Beitritts- Erklärungen

S LCeseraum. Zeitungen. Parteischuften.
Bücher.

Geſchäftszeit: 8—-1 und 3--6 Uhr
Sonnabends von 8--3 Uhr.

Särge aller Art
empfiehlt

Hugo Schwimmer
Sarg- Magazin

Nenmarkt 22 Neumarkt 22

Lose 3.30 Mk.

Ziehungsbeginn 24. Oktober 1919.Rio Kreuz nie
250 000 Lose und 10 690 Gewinne im Werte von

220000 M.
10 sort. Lose mit Porto und Liste nur 33 Mk.

Emil Hanase C Co., Berlin 21. Bredow 9.

Lotterie
BRBar
Geld s
VorkassePorto und Liste 50 Pfg. mehr.

Od. Nachn.

Gegründet 1878.

Gummierte
Begenmöntel:

Ia Qualität
Ernst Rulffes

Merseburg
Enenpian 4. Fernruf 421.

Eia Abendszirkel infranz -kug,
Bucht., Stenogr., Korresp. Rechtsw.,hön. Kauim. Rechnen, beg. f. Anf. in d.
aächst. Tag. Garant. sich. schunellst.
Fortschritt, da leichtfassliche Methode.

Stundenbon. 1,50 bezw. 1, Mark.Damen u. tierrea wollen ich meld. bei

W. Fichtner, Quedlinburg,
Steinweg 74.

s

errenZimmer,

amen Dur
s immer

Küchen
einfacher bis gang

reicher Ausführung
ca. 150 Simmer.

Möbelfabrik
hen harren

Iah. Richard Ziemer,

Halle a. S.

n

Alter i 2.
Rot-, Weio- und

Wirsing-Kon
ſowie

Kürbis u. Möhren
empfiehlt

Trebſt, Gärtnerei,
Nordraße.

Neueſte Oktober

Eiſenbahn
e Fahrpläne

zum Aushängen

ſind zum Preiſe von 50 Pf.
zu haben

in der Exped. dieſes Blattes.

verleiht reellerehenatliche Rückzahlung.
Haus. Hamburg 5.
in ſucht z. 1. 11. möblbehrerin Wohn n Schlaf

Zimmer. Angebote unter P.
392 an die Exped.

dieſes Blattes.

Kaufleute, Geschäftsleute!
Bringt Euch darch eige wirksame Insertion im

„Merseburger Tageblatt
dem kaufkräftigen Publikum in Erinnerung.

ſofort od. im Laufe dieſes
Monats Logis mit etwas

Kochgelegenheit oder Wohnung
in jeder Größe. Offerten unt.
P. B. No. 891 a. d. Exp. d. Ztg.

Landgaſthof
mit Saal zu pachten od. kaufen

Je Ehepaar ſucht von

O die Geſchäſtsſt.
geſucht. Angeb. Dut. 391 an

Bl. erbeten.

27

mee46. Bildungsabend
Vobert t Schumann

Abend
veranſtaltet von

Herrn Profeſſor Bithorn
und Fran Landesrat Bothe

Montag, den 27. Okt., abends 8 Uhr
im Saale des Schloßgartenpavillons-

1 Mark und 50 PfEintrittskarten im „Zeryen velde

Die Leitung der Vildungsabende.

ſrn

Schmuck und Hebrauchs
Gegenſtände t

in Hold, Silber und Verſilberk
empfiehlt

Erick Heine, Holöſchmied
Burgſtraße 10. Jernxuf 572.

z Techniſche Nothilfe Zeitfreiwillige

Auskunft, Meldungen und Annahme

im Gebäude der Landesverſicherungsanſtalt,
Zimmer 68

geöffnet von 8 Uhr vorm. bis 6 Uhr nachm.

wer Drucksachen braucht,

wende sich an die

AMerseburger Druet I. Verlaggansta

Hälterstr 4. L. Baltz Telefon 100
(Verlag des „Merseburger Tageblatt“ Kreisblatt)

Anfertigung jeder Art von Drucksachen
in sauberer Ausführung zu soliden Preisen

m e

Stadttheater Halle
Donnerstag, abds. 7 Uhr

annerl.Freitag, abends 7, Uhr
VDgmönt

VINolhlweater,Merlebure

Dir.: Arthnr Dechant.
Donnerstag, den 16. Okt. 1918,

abends /28 Uhr:
Einmalige Aufführung!

Schwarzwaldmädel.
Operette in 3 Akt. v. Leo Jeſſel.

Sonutag in Merſeburg

keine Vorſtellung
Deutſcher Moniſtenbund.

Damen und Herren, die ſich
einer Ortsgruppe anſchließen
wollen, werden um Mitteilunggebeten an Dr phil. Witte,
Weißenfelſer Straße 34.

m
J

Heffentliche Jugend

und Volksbücherei

(„Herzog Christian“)
Jeden Sonntag

mittags 12 bis 1 Uhr
geöffnet,

eKaufe und pachte

jeden Poſten
Korbweiden.

m

zu richten anOfferten ſind
Korbmacherei

Riehard Schnelsder,
Oebles-Schlechtewitz.

erg 61.Telefon

kauft jedes Quantum

M. Hörügel
Leutzsch- I eipzig.

inschenzüge, Hrehbinke,
Bohrmasehinen, Ambosse,

a hält grosses Lager
Ernst Kariäus

Inhaber: iheodor Sehent
il 4 L I S Als.,

2: Germarstrasse 2. tFernsprecher 128]. 4066.

Wir zahlen für
Ziegenfelle 40 „Kalbfelle 50,
Heber 20, Zictel 8, Kanin
1, Haſen 2, Hamſter 2,
Rehfelle 20
T. Kamerling Sohn, Leipzig,

Einſenden per Nachnahme.

Wertier
Th. Groke A. G.

geſucht.

6990

gesuch, der mit

Dampfheizung

Zeitschriften Prospekte
Privat- Geschafts-

drucksachen ärucksacken

Flugblätter Werke
Spezialität: Formulare jeder Art

Massenauflagen Ua S mJ Wir kaufen ſtändig zu höchſten Tagespreiſen:

Fenchel, Fenchelſpreu.
Spezialgeſchäft Dralle C Krieg

Weißenfels a. S.
Sämereien, Getreide, Futter- und Düngemittel.

Bequeme Anfuhr und Abfertigung Mitte der Stadt,
oder nächſte Bahnſtation.

Telephon 116. Große Kalandſtraße 29. Telephon 116.

umzugehen versteht und
Rechnungen einkassieren
soll. Meldung in der Ge-
schäftsstelle dies. Blattes

065009Lehrling
oder Lehrfräulein
für käuſmänniſches Büro ge
ſucht. Zu erfragen in der Ex-
pedition J Blattes.

—v—Ww————*w JVerantwortliche Redaktion Politit, Oertl. u und pr prov. Teil: Hann s Lotz, Spyort: M. Hochheimer, r, Anzeigen H. BalDruck und Verlag: Werfeburger Druck und Verlagsanſtatt L. Balstz, ſämtlich in Merſeburg. 8
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alten Armee? Nur wenn das Band zwiſchen den nationalen

nan ca n

Seilage zu r. 2330
v—eOÖÄFwons

Die vereinſamte Armee.
Mit der neuen republikaniſchen Armee be-

ſchäftigt ſich General Ludendorff in einem Artikel, den
er unter obigem Titel in mehreren Berliner Blättern ver-
öffentlicht. Mit den Freikorps, ſo heißt es darin u. a., ſei
anfangs eine Truppe mit gutem ſoldatiſchem Geiſt entſtanden,
aber man habe dem jungen Reis in der Sorge, es könne grüne
Blätter tragen, das Waſſer abgegraben und nach der Ab-
ſchaffung der Freikorps ſei die junge Armee wieder am Ver
dorren. Die Soldaten ſeien ſchlecht gelöhnt, gekleidet und
verpflegt und zum Teil mangelhaft untergebracht, während
ſonſt ſtaatliches Geld auch für Privatzwecke recht reichlich
vorhanden ſei. Was eine Truppe ausmache: Manneszucht
und Ehrbegriff würden unterbunden. Mit Zuſtimmung der
Mehrheitsparteien, auch des Zentrums und der Demokraten,
werde der Republikaniſche Führerbund und der Verband der
Unteroffiziere und Mannſchaften begünſtigt. Geſinnungs-
ſchnüffelei ſei im Anmarſch. Das jedem Deutſchen in der
Republik zuſtehende Recht der freien Meinungsäußerung ſolle
nur der Soldat nicht haben, der in dieſer Regierung nicht
das Heil Deutſchlands zu erblicken vermöge. Die Regierung
ſchaffe ein bettelarmes Offizierkorps, deſſen Denken und Füh
len ſie zu Nutz und Frommen allein der ſozialdemokratiſchen
Partei zu vergewaltigen hoffſe.

Die letzten Verhandlungen in der Nationalverſammlung,
ſo heißt es weiter, geben ein trauriges Bild! Die Worte des
Reichskanzlers laſſen nichts Gutes für den aufrechten Mann
ahnen durch deſſen Hilfe ſich die Republik gegen den ſparta-
kiüachen Terror gehalten hat. Der eigentliche Oberbefehls-
haber der Armee, Herr Scheidemann, gegen deſſen Vorwürfe
ſich der Reichswehrminiſter neulich zu verantworten hatte,
ſpricht ſchon deutlicher. Er weiſt ſeinen Parteigenoſſen, eben
dieſen Reichswehrminiſter, recht klar an, wie er mit den Ofſi-
zieren zu verfahren hat, die von ihrem verfaſſungsmäßigen
Recht Gebrauch machen und der Regierung nicht zuſtimmen
können. Herr Noske hat der Weiſung des ſozialdemokrati-
ſchen Parteivorſtandes bis jetzt inſoweit entſprochen, daß er
in meiner Perſon den inaktiven, ſtark national empfindenden
Offizieren das Recht freier Meinungsäußerung zu nehmen
ſich beſtrebt. Jch jedenfalls werde mich durch nichts abhalten
laſſen, von dieſem bürgerlichen Recht Gebrauch zu machen,
um von jetzt an namentlich auf die Schäden hinzuweiſen, die
in der Armee herrſchen.

Es iſt erſchütternd, zu ſehen, wie ſich in der National-
verſammlung und im Volk nur ſo wenig warme Stimmen
für den Offizier, den Soldaten und die Armee erheben. Der
Deutſche darf nicht mehr ſein Land verteidigen, uraltes Men-
ſchenrecht wird ihm genommen. Die Armee darf nur aus
langdienenden Soldaten beſtehen ein militäriſches Unding
und wider die Natur der Deutſchen. Verdienen aber nicht
die Männer, die dennoch dieſen herben Söldnerberuf erwäh-
len, die Offiziere, die ſchließlich ohne Ausſicht auf Beförderung
weiter bleiben, noch mehr Liebe und Beachtung aller natio
naldenkenden Deutſchen als der Soldat und der Offizier der

Deutſchen und der von allen verlaſſenen Armee wieder aufs
engſte geknüpft iſt, wenn der feldgraue Rock wieder ein
Ehrenkleid wird, das überall mit Stolz getragen wird, erſt
dann kann die Armee ihre hehre Aufgabe erfüllen: über den
Parteien ſtehend Hüter und Träger unſerer Zukunft zu ſein.

Politiſche Rundſchau
Der 9. November,

Der ſozialdemokratiſche Parteivorſtand fordert die Ge
noſſen und Genoſſinnen zu einer würdigen Feier des
9. November auf. Unter den bekannten Ausfällen gegen das
kaiſerliche Reich und ſeine Führer wird die revolutionäre
Geſchichtsklitterung über die Urſachen, unſeres Zuſammen
bruchs noch einmal zum beſten gegeben und die Entſtehung

Kreisblatt.

Organiſation des Bevölkerungsſchutzes.
Die „Freiheit“ polemſſiert gegen den „Vorwärts“ wegen

des Aufrufes der „Tech niſchen Nothilfe“. Sie findet
bemerkenswert daran, daß „ſich in ihm kein Wort findet gegen
etwaige Streikabſichten der Aerzte, Land wirte uſw.“
Ferner wirft ſie die „neugierige Frage“ auf, wer die Geld
geber dieſer Organiſation ſind. Der „Vorwärts“ ſchreibt
dazu: Wir haben Einblick in einen Schriftwechſel der „Tech
niſchen Nothilfe“ gehalten, aus dem hervorgeht, daß ſie. ſich
ſeit den erſten Tagen ihres Beſtehens mit der Organiſation
von Abh wehrmaßnahmen gegen einen etwaigen Aerzteſtreik be
ſchäftigt. Auch die Landwirte ſollen, wenn ſie die Ernährung

der „Techniſchen Nothilfe“ zu ſpüren bekommen. Die „Tech-
niſche Nothilfe“ arbeitet mit keinerlei Privatmitteln. Sie iſt
eine amtliche Organiſation der Reichsregierung und dazu
beſtimmt, bei Streiks in lebenswichtigen Betrieben zum
Schutze des Lebens der Bevölkerung einzugreifen. Nicht
Organiſation des Streikbruchs alſo wie die „Freiheit“ es
nennt ſondern Organiſation des Schutzes der
Bevölkerung für den Fall eines Angriffs auf deren
Lebensintereſſen.

Die Verhängung des Belagerungszuftandes
ſoll, wie die „Pol. Parl. Nachr.“ ſchreiben, in Zukunft nicht
mehr durch die einzelnen Generalkommandos, ſondern durch
die Reichs bezw. preußiſche Regierung erfolgen.

Miniſterielle Theorie und Praxis.
Es entbehrt nicht eines humoriſtiſch-ſatyriſchen Beige

ſchmacks, wenn die „Freiheit“ Nr. 486 vom 7. Okt.) gelegent
lich einer Beſprechung der „Konferenz entſchiedener Schul
reformer“ dem Kultusminiſter Haeniſch einige wohl
meinende Ratſchläge („Konrad, werde hart!“) gibt und dabei
u. a. ſchreibt: „Ob man allerdings in den guten Willen Hae
niſchs allzu großes Vertrauen ſetzen darf, iſt zum mindeſten
ſehr zweifelhaft; ſchickt er doch ſeine eigenen Kinder,
trotzdem ihm die Einheitsſchule ſo ſehr am Herzen liegt, ſelbſt
in die Vorſchule“ Und diesmal berichtet „Die Frei
heit durchaus objektiv

Dutaſta franzöſiſcher Botſchafter in Berlin.

„Havas“ meldet aus Paris: Nach „Echo de Paris“ be
ſtätigt es ſich, daß Dutaſta franzöſiſcher Botſchafter in Ber
lin wird. Während einer Uebergangsperiode wird Frank
reich durch einen Geſchäftsträger vertreten ſein. Dieſe
Miſſion wird dem gegenwärtigen Geſchäftstrger in Bern
Clinchant übertragen werden.

Das ſchon vor einigen Monaten verbreitete Gerücht, daß
Dutaſta als Botſchafter in Berlin in Ausſicht genommen iſt,
hat viel Wahrſcheinlichkeit für ſich. Dutaſta hat als General-
ſekretär der Ententekonferenz in Verſailles eine hervorragende
Rolle geſpielt.

es Merſeburger Tageblattes
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Die bayriſche Regierungskriſe beigelegt.
Die am Sonntag in München tagende ſozialdemokratiſf

Landeskonferenz, die ſich mit der bayriſchen Regierungskr
hat einſtimmig eine Entſchließung angenommen, in

der zum Ausdruck bringt, daß ſie angeſichts der für den
Winter zu erwartenden Schwierigkeiten die Verantwortung
nicht dafür übernehmen könne, daß durch den Austritt der
Vertreter ihrer Partei aus der Regierung das Land aufs neue
ven ſchwerſten Erſchütterungen ausgeſetzt und die politiſchen
kulturellen und ſozialen Errungenſchaften der Revolution ge
e werden. Die Regierungskriſe ſcheint ſonach beigelegt
zu ſein.

Die ſchwarzen Liſten endgültig abgeſchafft.

Das Londoner Auswärtige Amt teilt mit, daß die
ſchwarzen Liſten jetzt gemäß der Entſcheidung des Oberſten
Wirtſchaftsrates endgültig abgeſchafft ſind.

Franzöſiſche Brutalität.

Als dieſer Tage in Saarbrücken ein Zug mit Kriegs
gefangenen einfahren ſollte, ſammelten ſich vor dem
Bahnhof Tauſende von Angehörigen und Bekannten zum
Empfang an. Unmittelbar vor Einfuhr des Zuges erſchien
der franzöſiſche Bahnhofskommandant und trieb eigenhändig
mit der Reitpeitſche in der Hand ſämtliche Leute vom
Bahnſteig hinweg, ſo daß der Zug vor dem leeren Bahnſteig

der Bevölkerung zu gefährden trachten ſollten, die Wirkung

einlief. Die. Menge vor dem Bahnhof aber ſtimmte dafür
„Deutſchland, Deutſchland, über alles“ an. Am nächſten
Tage mußte die Stadt auf Veranlaſſung des franzöſiſchen
Kommandanten 10 000 Mk. Geldſtrafe bezahlen.

Ruhe im Saargebiet.
Der über das Saargebiet verhängte Belagerung s-

z uſt an d wurde am Sonntag 'aufgehoben; die Arbei
ter nahmen faſt vollzählig die Arbeit wieder auf. Nach den
bisherigen Feſtſtellungen haben die Unruhen im Saargebiet
mindeſtens 15 Tote gefordert.

Die Lehrerfreundſchaft der Demokraten
Von Rektor Lukaſſowitz, M. d. Pr. L.-Verſammlung.
Es iſt ein allgemein bekannter dringender Wunſch

Lehrerſchaft, daß in dem Erlaß des Finanzminiſters vom 4.
März d. J. betr. Teuerungszulagen (IV) Abſ. 2 geſtrichen
wird und daß die Schulverbände oder Gemeinden ihren Volksſchul
lehrern allgemein beſondere Zulagen bewilligen können, ohne
daß dieſe auf die ſtaatlichen Kriegsteuerungszulagen angerechnet wer
den dürfen. Eine große Reihe von Kommunen, man kann ſie nach
Hunderten zählen, hat nämlich als Anerkennung für beſondere Leiſtun
gen der Lehrerſchaft jetzt und im Kriege und in der Erkennntnis der
Tatſache, daß die Volksſchullehrer in ihrer Beſoldung hinter allen
ihnen gleichgeſtellten Berufen zurüchtehen, dieſen noch beſondere Wirt
ſchaftsbethilfen oder mögen ſie ſonſtwie heißen bewilligt. Auf Grund
des vorgenannten Erfaſſes haben aber die Regierungen die Beſtäti
gung der beſonderen Teuerungszulagen an die Lehrer verſagt. Ge
legentlich der Beratungen der Jungkehrerfragen“ habe ich als Bericht
erſtatter zu dieſer Materie im Staatshaushaltsausſchuß die Streichung
dieſes Abſatzes 2 beantragt. Alle Parteien ſtimmten unter dem 23
Mai dieſem Antrage zu. Die Behandlung dieſes und noch anderer
Anträge im Plenum wurde aber aus mir unbekannten Gründen bis
auf weiteres von der Tagesordnung abgeſetzt und ſollte wahrſchein«
lich mit dem Kultusetat gemeinſam verabſchiedet werden. Nun
tauchte aber der Plan der Beſchaffungsbeihilfen auf. Gelegentlich der
Beratung derſelben im Staatshaushaltsausſchuß hat mein Frraktions-
kollege Oel ze den am 23. Mai gefaßten Beſchluß noch einmal auf
genommen. um ſo zum Beſten der Lehrerſchaft ſeine ſchnellere Ver
abſchiedung im Plenum herbeizuführen. Nach Oelze hat auch das
Zentrum denſelben Antrag noch einmal geſtellt. Und ſiehe da: die
ſelben Parteien, die am 23. Mai d. J. geſchloſſen für Aufhebung
des Bremserlaſſes geſtimmt haben, lehnten ihn nun diesmal
mit Ausnahme der Deutſchnationalen Volkspartei
und des Abgeordneten Gottwald vom Zentrum. Die dagegen
ſtimmenden Parteien ſind nun auf ihren Widerſpruch aufmerkſam
gemacht worden. und man hätte erwarten dürfen. daß ſie nun im

der

Ein ſeltſ ames Mädel.
Roman von Fritz Skowronnek.

1] (Nachöruck verbotenJa, ja, die Weiber!
Er hatte nie eine größere Meinung von den Weibern ge

habt. Und auch Lene Warren hatte das in ihrer Ehe gar
bald zu ſpüren bekommen.

Schnell genug. Noch in den ſogenannten Honigwochen
hatte ſie gemerkt, wie ſchwer zu nehmen und wie ſchwer zu
behandeln ihr lieber Vetter ſei, der damals ſchon das Wort
drechſelte: „Ja, liebes Kind, es iſt eben nicht alles Honig,
was Honig heißt.“

Ein wahres Glück noch, daß ſie eine Frau war, die ſich
in alles zu finden und zu fügen vermochte und trotz allem ſtill
ihre eigenen Wege ging, denn ſonſt, wenn es anders geweſen.
wäre es die unglücklichſte Ehe der Welt geworden, ſo aber
war es eine jener ruhigen Ehen, wie mehr oder minder alle
werden, die mar die „glücklichſten“ nennt.

Und im Grunde hatte Peter Warren ſeine Lene auf ſeine
Art auch ganz gern. „Man muß eben verſtehen, ſich ſeine
Frau zu erziehen“. ſagte er und maß ſich das Verdienſt an,
das voll und ganz wirklich nur ihr gebührtie, die die Kunſt
verſtand, ſich in alle ſeine Launen und ſeine Art zu fügen,
die er für Charakter hielt und die ihm tatſächlich ſchon zur
zweiten Natur und zur Lebensbedingung geworden waren

Ueberdies verſtand ſie die Kunſt, im rechten Augenblicke
zu ſchweigen und „das letzte Wort“ das eine Fran ja immer
haben will, hübſch für ſich zu behalten. Noch wichtiger aber
war, daß ſie es auch zuwege brachte, ihre zweifellos geiſtige
Ueberlegenheit über ihren Mann nie hervortreten zu laſſen.
nie als Waffe ihm gegüber zu gebrauchen, deſſen Welt ſtets
an der Grenze ſeines Gutes Halt machte und worüber hin-
aus kaum ſein Verſtändnis reichte.

Das zeigte ſich oft in recht hervorſtechender Weiſe. wenn
er zu Fragen Stellung nahm, die fernab von ſeinem Gebiete

geborene Landwirt und hatte als ſolcher auch volles Verſtänd-
nis für die Anſprüche, die Anforderungen, auch für die großen,
umwälzenden Schöpfungen ſeiner vorwärts haſtenden Zeit.
Jn jeder anderen Sache aber war er verſtändnislos wie ein
Kind, ſtand ganz auf dem Standpunkte, auf dem ſein Vater
und der Großvater geſtanden hatten, und vertrat oft Anſchau-
ungen, die das Lächeln derer hervorriefen. die ihn anhören
mußten. Und all ſeine längſt überholten Wahrheiten von einſt
gab er mit ſo dröhnender Stimme zum beſten, als duldeten
ſie keinen Widerſpruch.

Da aber gerade da, zeigte ſich Frau Helenes große
Kunſt, die Herleß' prachtvolles Wort „die große Kunſt der
Frau iſt ihr Takt“ nur beſtätigte.

Mit einem Geſchick ſondergleichen verſtand ſie den Ge-
ſprächsſtoff zu ändern, oder ein dazwiſchen geworfenes, glück
liches Wort, über das keiner verdutzter war, als Peter Warren
ſelber, gab der eben behandelten Sache eine Wendung, als
hätte er entweder wirklich recht, oder als hätte er nur im
Scherz geſprochen.

Das verſtand Peter dann und war ſeiner Frau im
Grunde ſeines Herzens auch dafür dankbar, wenn er ihr auch
hier und da hinterher Vorwürfe machte, daß ſie ihn verhindert
habe, „dem dummen Laffen“ ſeinen Standpunkt klarzumachen.

„Aber Peter“, ſagte ſie dann, „es waren doch unſere
Gäſte

„Ja ſo“, gab er darauf zur Antwort und kratzte ſich hinter
die Ohren. „Das iſt freilich was anderes. Das hatte ich bei-
nahe vergeſſen.“ Und damit war er zufrieden. So bekam
ſie ihn ganz, ganz allmählich in ihre kleine Hand mit den
merkwürdig kurzen, fleiſchigen Fingern, und lenkte und leitete
ihn, den Unlenkbaren, beinahe ſchon ſo, wie ſie wollte. Jetzt
aber hatte die Geburt ihres zweiten Mädelchens ihr mit einem
Male wieder die Herrſchaft entriſſen und ſie um Jahre zurück-
geworfen, denn daß Warren ihr die Schuld an dem Geſchlecht
ſeines Kindes gab, das war ganz ſicher, und das redete ihm
auch keiner aus, ſo unſinnig die Sache auch war. „Jch
konnte es mir ja denken. Jch konnte es mir ja denken. Sie

legen, in dem er allerdings ſeinesgleichen ſuchte. Er war der tut nie das, was ich will.

Jn der erſten Zeit ihres Lebens machte ſich Jlſe nicht vie
Sorgen über ihr Geſchlecht und über das Verbrechen, das ſie
durch dieſes begangen.

Sie war ein geſundes, liebes, ruhiges, ungemein artiges
Kind, das ein gut Teil ſeines Lebens verſchlief und in ſeinen
wachen Stunden nicht, wie ſo viele andere ſchrie, nur um zu
ſchreien oder um den Lutſcher oder die Bruft zu bekommen,
ſondern zu dieſem wundervollen Hilfsmittel der Natur nus
griff, wenn es notwendig war, und das ſonſt mit großen, ver
wunderten, aber ſcheinbar auch höchſt verſtändigen Augen in
die ihr Gott ſei Dank noch fremde Welt ſah. Bald genug aber
merkte Jlſe den Unterſchied zwiſchen Vater und Miutter, zwi
ſchen Liebe und Abneigung, und während ſie lachte und ſich
freute wenn die Mutter ſich nahte, und ſie ihr jauchzend die
Aermchen entgegenſtreckte, wenn ſie ſie nehmen wotlle. ſchrie
ſie, wenn ſie den Vater ſah, und klammerte ſich an die Mutter
an und hielt ſich an ihr feſt. als fürchte ſie, er könne ſie weg
nehmen. Das aber fiel ihm gar nicht ein. So ein Balg!
Hauen ſollte man ſie. „Komm her, Mietze, komm.“ Und von
da an wurde Mietze ſein Liebling. Sie verdiente es aber
auch. denn man konnte ſich kaum ein reizenderes, zarteres, ge
weckteres Kind denken, als die kleine Mietze. mit ihrem gol
denen Blondhaar und ihren blauen. lachenden Augen. Die
größte Freude für ſie waren die lachende Sonne, die herr-
lichen, bunten, duftenden Blüten auf den ſaftigen Wieſen,
waren die vollen ſchweren Aehren auf den Feldern, über die
der Wind hinſtrich, ſo daß ſie ſich bogen und ſchwanften, aleich
als wären es Wellen. War das Rauſchen der Bäume und das
Nanuſchen des Waſſers, war aber auch das Klavvern der
Müihle, das Kreiſchen der Säge, das Schneiden der Senſe, das
Hämmern der Flegel. Vor allem aber leuchteten ihre Augen
auf. wenn die großen, ſchweren vuſtenden, ſtampfenden Rie-
ſenmaſchinen über die Felder fuhren und die Saaten förmlich
niederlegten und ſchichteten und bündelten, oder der Dampf-
pflug die Erde in tiefen Wunden aufriß, ſo daß ihr der wür-
zige Atem entſtrömte.

e e. (Fortſetzung folgt)rn



lenum ihren Febler gut machen würden. ch habe es auch alsbie et Angenemmen, daß die Demokraten, die
geichſam das Zaaslein an der Wage im Plenum bilden. wenn die
dürgerkehen Partelen geſchloſſen für eine Sache eintreten, für unſeren
hezw auch für denſelben Antrag des Zentrums ſtimmen würden. Doch
weit gefehlt Während die Deutſchnationalen und das
Zentrum ſich bei der Abſtimmung wie ein Mann erhoben,
dneden die Demokraten ebenſo geſchloſſen ſitzen und brach
ten dadurch die ſonſt ganz ſichere Annahme des Antrages zu

all.z Die Betrogenen hierbei ſind die Tauſende von Lehrern, die mit

Schmerzen auf den Tag der Aufhebung des Bremserlaſſes gewartet
haben und nun bedeutende wirtſchaftliche Verluſte erleiden. Hoffent
lich lernt daraus die Volksſchullehrerſchaft und beſinnt ſich darauf,
daß nicht Worte, ſondern Taten die wahre Geſinnung einer
Parkei kennzeichnen.

Sozialifierung oder Sozialismus
Dr. Auguſt Müller, in den erſten Monaten nach der Revolution

Staatsſekretär des Reichswirtſchaftsamts, hat ſich ein weſeniliches
Verdienſt darum erworben, daß es damals trotz der Umwälzung
zu einer überftürzten Sozialiſierung nicht kam. Sein Wort vom Ende
Dezember 1918, die Sozialiſierung des Kohlenbergbaues im gegen
wärtigen Zeitpunkte wäre ſchlimmer als ein Verbrechen, wäre eine
Dummheit, ſoll ihm unvergeſſen bleiben. Was bei uns Regierung
heißt, hat es allerdings leider ſchnell genug vergeſfen: unter dem
Druck der Straße, gedrängt durch die Berliner Kämpfe vom März,
entſchloß man ſich, „Knall und Fall“, das Sozialiſterungsgeſetz und
das Gefetz über die Kohlenwiriſchaft einzubringen und das Räte-
ſyſtem in der Verfaſſung zu „verankern“. Damals ging Auguſt
Müller, der Sozialdemokrat, der gegen die Sozialiſiernng war, und
im Reichswirtſchaftsminiſterium brach zwar immer noch keine ſozia
liſtiſche Aera an. wohl aber ward dort vom Sozalismus und der
Zwangswirtſchaft der ſcheußliche Wechſelbalg gezeugt, der ſich ge
bundene Planwirtſchaft nannte.

Jetzt tritt Auguſt Müller mit einer Art Vermächtnis aus ſeiner
Minſſterlaufbahn auf den Plan, einem im Verlage Ullſtein u. Co.
erſchienenen Wichlein „Sozialiſierung oder Sozialismus Sein
Zweck iſt, das kritiſche Gewiſſen der deutſchen Arbeiterſchaft gegen
über den wahren und falſchen Apoſteln der Sozialiſierung, gegen-
über Revolutionären ohne und mit Gänſefüßchen zu ſchärfen. Auch
Müller, der ſich vom Handarbeiter zu einem feinen und gründlichen
Denker und Miniſter heraufgearbeitet hat, iſt Sozialiſt und erſtrebt
eine planmäßige bewußte Ordnung der Produktion, die eine Um-
wandlung der bisher blind waltenden Wirtſchaftskräfte in mit voller
Abſicht und genauer Kenntnis ihrer Wirkungen angewandte und
beherrſchte zur Folge haben ſoll. Aber er ſieht in der deutſchen
Revolution nur eine Teilerſcheinung der im Fluſſe befindlichen
Welirevolulion des Kapitglismus, und darum mahnt er, der Neigung
zu übereilten wirtſchaftlichen Maßnahmen entgegenzuwirken und die
entſcheidenden Dinge erſt zur Ausführung zu bringen, wenn die
Linien der die Welt in Zukunft beherrſchenden Wirtſchaftsverfaſſung
zu überblicken ſind. Er weiſt die Sozialdemokratie darauf hin. wie
ſie als Oppoſitionspartei das Walten hiſtoriſcher Geſetze ſtark zu
betonen liebte. Sie muß auch jetzt von der Erkenntnis der Be
dingtheit politiſcher Fortſchritte durch die Geſtaltung der wirtſchaft
lichen Praxis den richtigen Gebrauch machen. Unter dieſem Ge
ſichtspunkt unterſucht Müller die Forderungen nach und die Schritte
zur Sozialiſierung und zeigt ihre Jrrwege auf: unter denſelben
Geſichtspunkten ſtudiert und kritiſiert er das Räteſyſtem und ſeine
Uebertreibungen. Wenn Sozialiſierung, das iſt ſein Schluß. der
Weg zum Sozialismus, zu nationaler oder internationaler Orga-
niſation ſein ſoll, ſo hat dies nur dann einen logiſchen Sinn, wenn
ſie Maßnahmen darſtellt. um die Triebkräfte der Geſellſchaft zu be
einfluſſen und ihren Gang zu beſchleunigen. Das aber kann nur
in längerer und vorſichtiger Prüfung geſchehen. Die Vorſtellung.
die Aufgabe des Sozialismus beſtände darin, im Handumdrehen
die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe mit allem, was drum und dran
hängt: Unternehmertum, Unterordnung des Arbeiters in der Pro
dukkionsſtätte unter das Kommando des Produktionsleiters, Mehr
wert und Pflicht zu intenſiver Arbeit zu beſeitigen, dieſe Vor
ſtellung iſt das größte Hindernis auf dem Wege zum Sozialismus.
Das wahre Problem des Sozialismus aber prägt dieſer überzeugte
Sozialiſt in den Worten: „Des deutſchen Volkes Ruhm war vor
dem Kriege, daß es tiefer wie fedes andere Volk den Sinn ſozialer
Fürſorge erſaßt hatte. Nach dem Kriege muß es dieſe Bahn weiter
verfolgen und danach trachten, allen anderen Völkern voranzu
leuchten in der Verwirklichung ſozialer Gerechtigkeit.“

Jn der ungeheuren Literatur über Sozialismus und Soziali-
ſierung. die uns die Revolution gebracht hat. iſt Müllers Büchlein
eine Perle. Es erfaßt das Problem mit Schärfe und Klarheit es
bringt Ordnung und Kritik in die Jrrungen und Wirrungen des
Revolutionsfiebers, und es fördert, ein kleines Meiſterwerk des Ge
dankens wie der darſtellenden Form. ſowohl die Anhänger wie die
Gegner der Sozialiſierung mit dem redlichen Willen. weder den
einen noch den anderen, ſondern vor allem dem gemeinen Beſten
zu dienen

Preußiſche Landesverſammlnug.

In der geſtrigen Sitzung keilte die Regierung zunächſt auf eine
Anfrage mit, daß die Kommunalbehörden angewieſen ſeien, wofern
es ihnen nicht gelingt, die Lebensmittelbetriebe mit Kohlen zu ver
lorgen, ſich unmittelbar an den Reichskohlenkommiſſar zu wenden.

Jn der Fortſetzung der

zweiten Veratung des Eiſenbahnetats
hebt Abg. Ebersbach (Dn.) hervor. der einzige Lichtblick in der
Miniſterrede ſei geweſen, daß die ttenleiſtungen ſich gehoben
hätten. Vorbedingungen des Wiedergufbaus ſei die Geſundung
unſeres Eiſenbahnperſonals. Aus dem Elberfelder Bezirk ſeien 500
Waggon mit Lebensmitteln nach den beſetzten Ge
bieten ab geſchoben worden, um ſie vor Beraubung zu ſchützen.
Mit dem Worte Demokratiſierung wird großer Unfug getrieben. Die
vom Miniſter in dieſer Hinſicht entwickelten Grundſätze billigen wr.

Abg. Beller (U. S.): Es muß eine Verbeſſerung der Beamten.
insbeſondere der Unterbeamten, erfolgen. Jm Perſonenverkehr muß
man ſich auſ eine Wagenklaſſe beſchränken. Den Arbeitern
muß das volle Mitbeſtimmungsrecht gegeben werden.

Abg. Langer-Oberhauſen (D. Vpt.): Die Agitation der Spar-
takusleute hat die Arbeitsluſt untergraben. Dazu kommt der
Materialmangel. Die Löhne bei den Eiſenbahnern ſind als in der
Privatinduſtrie.

Ein Regierungsvertreter verſichert, die Löhne und Gehaltsfragen
wurden ſorgſam geprüft. Er warnt davor, den Vorwurf der ange-
kränkelten Moral u verallgemeinern. Er teffe nur wenige Beamte.
Die Regierung tue alles, um die völlige Jnkaktheit des Beamten-
körpers wiederherzuſtellen.

Die außerordentlichen Vergütungen und Unterſtützungen der
höheren und mittleren Beamten mit 4 Millionen werden bewilligt.
Der Eiſenbahnhaushalt wird angenommen. Ebenſo die Anträge
des Haushlatsausſchuſſes betreffend Demokratiſierung der Verwal
tung, Aufſtiegsmöglichkeit der Beamten uſw. Auch zahlreiche An
träge aus dem Hauſe betreffend Uebertragung der Staatsbahnen an
das Reich werden angenommen.
Es folgt die weite Beratung des Antrages Beyer-Oberſchleſien
(Ztr.) auf Annahme eines Geſetzes zur

Errichtung einer Provinz Oberſchleſien.

Abg. n J Pere Chte r in dem Sinneangenommen, aus der Provinz eſien die beiden ProvinzenOder und Niederſchleſien gebildet werden. v

e e ß Bentrage z u.e t U. S.): Wir lehnen den Antrag ab.S i S tragen zum Teil ſelbſt
in rſchAbg. Dr. Ruer (Dem.): Der Abg. Lichtenſtein iſt gegen die Voron gibt e anderen Weg an, um Oberſchleſien dem Deutſch

um zuAbg. (Soz.): Ohne die Verhetzungen der Unabhängigen
wäre es zum Streik in Oberſchleſien nicht gekommen.

Der Geſehzentwurf wird in zweiter und dritter Leſung ſowie im
Ganzen angenommen.

ttwoch: Nachtragsetat zum Haushaltsplan. Antrag Fried-
berg betreffend Lebensmittelſchiebungen.

Deutſchlands einziger Freund.
Von Univ. Prof. Dr. J. Hashagen, Bonn.

Jn ſeinem großen Unglücke kann Deutſchland nicht an
das lateiniſche Sprichwort denken, wonach es für Arme und
Elende ein Troſt iſt, Genoſſen und Freunde zu haben, wenn
die Not hereinbricht. Obwohl der „Friede“ geſchloſſen und
ſelbſt von Deutſchlands ſchlimmſtem. Feinde, England, ſchon ra
tifiziert iſt, geht die Hetze weiter. Als wenn wir noch mitten
im Kriege wären, dürfen die Haßgeſänge weiter angeſtimmt
werden, und das andere Sprichwort: „Viel Feind, viel Ehr“
hat längſt ſeine Geltung verloren. Anf den Haß iſt die Ver
achtung geſolgt. Wer drüben etwas auf ſich hält, verſucht es
mit Eſelstritlen gegen den eingekreiſten, gefallenen Löwen.
Die gewiß vorhandenen Ausnahmen ſcheinen nur die Regel
zu beſtätigen.

Und Deutſchlands Freunde? Während des Krieges und
nach dem Kriege ſind die verſchiedenſten Größen als „Freunde
Deutſchlands“ aufgetreten. Manche waren wirkliche Freunde
wie die drei Bundesgenoſſen während des Krieges, wenn
auch die Löſung der ihnen zugefallenen Aufgabe über ihre
Kraft ging. Andere heuchelten aber nur Freundſchaft,
wie namentlich Wilſon mit ſeinen 14 Punkten Mit ſeinem
anderen Geſchöpfe, dem Völkerbunde, ſteht es nicht viel an
ders. Nicht jeder unſerer falſchen Freunde iſt ein Schuft.
Die „Ehrenmänner“ unter ihnen ſind ſogar manchmal die
gefährlichſten. Auch der Sozialismus, ſowie ſeine Mutter,
die Jnternationale, und ſein Kind, die Revolution, gehören
dazu. Die ſchlechteſten Freunde Deutſchlands ſind oft die,
die ſich am lauteſten als ſolche anpreiſen: Kulturſchwärmer
und Steuerkünſtiler, Schaumſchläger und politiſche
Schieber.

Fernab von der bunten und wüſten Schar der falſchen
Freunde Deutſchlands findet man in ſtaubiger, ſchlichter, aber
anſtändiger Umgebung ſeinen einzigen wahren
Freund. Das iſt die Arbeit. Man könnte auf ſie an
wenden, was der große Menſchenarzt und erſte Heidenapoſtel
von der chriſtlichen Nächſtenliebe rühmt: ſie blähet ſich nicht
auf, ſie ſuchet nicht das Jhre. Sie hat den Zuſammenhang
mit den Pflichten und Notwendigkeiten des Gemeinſchafts-
lebens noch nicht eingebüßt. Sie fühlt Pflichten nicht nur
gegen ſich ſelbſt, ſondern auch gegen andere. Dieſer Freund
war es, der uns während des Krieges groß gemacht und gegen
eine Welt von Feinden verteidigt hat. Die wahre Arbeit
fühlt ſich der Gemeinſchaft verpflichtet. Das adelt ſie und
hebt ſie hoch empor über die Arbeit des Schiebers, die von der
des Verbrechers kaum noch zu unterſcheiden iſt. Der Menſch,
der deutſche Menſch iſt es, von dem es abhängt, ob dieſe
wahre Arbeit geboren wird, und ob ſie ſich dann mit edlem
Gemeinſchafisgeiſte durchdringt. Für die Deutſchen kommt es
in ihrem jetzigen Zuſtande zuerſt und vor allem darauf an,
daß ſie überhaupt arbeiten. Aber es iſt auch nicht gleich-
giltig, wie ſie arbeiten, mit welcher Geſinnung, mit welchem
Herzen, mit welcher Hingabe.

Noch immer klopft Deutſchlands einſtiger wahrer Freund
an unſere Türe. Wir müſſen ihn einlaſſen, ehe es zu ſpät iſt,
damit es uns im erſten Friedenswinter nicht ſchlechter gehe
als in den fünf Kriegswintern.

Viele Deutſche zerbrechen ſich den Kopf darüber, wie es
zu ermöglichen ſei, daß wir die verlorene Achtung des Aus
landes wieder gewinnen. Jhr heißeſtes Bemühen geht da-
hin, die zerriſſenen Fäden möglichſt ſchnell und feft wieder
zuſammenzuknüpfen. Es iſt das gewiß ein löbliches Be-
ginnen denn vom Haſſe können auch wir nicht leben. Aber
man darf das Pferd nicht beim Schwanze aufzäumen. Ent-
ſcheidender für unſere Zukunft als Volk und Staat, aber auch
für die Zukunft jedes einzelnen unter uns iſt es, daß wir die
Achtung vor uns ſelbſt wieder gewinnen. Die Buß- und
Moralpredigten nützen nichts; ſie verhallen erfahrungsgemäß
im Winde. Wir können nur beſſer werden, wenn wir wieder
alle arbeiten. Nur dann können wir die Achtung vor
uns ſelbſt und damit die unerläßliche und feſte Grund
lage deutſcher Zukunft wieder gewinnen. Wir
müſſen mit unſerm einzigen wahren Freunde wieder an-
knüpfen. Für Phraſen wie „Sozialismus iſt Arbeit“ zeigt er
ſich nicht empfänglich. Bieten wir ihm keine hochtrabenden
Worte, ſondern beſcheidene und ſchlichte, aber kräftige und
hartnäckige Taten. Dann wird er es uns tauſendfältig ver
gelten.

T I

Aus Stadt und Amaebung
Der Vezirksausſchuß für Jugendpflege

veranſtaltet einen Lehrgang für Leiter und Mitarbeiter von Jugend-
und Volksbüchereien im Herzog Chriſtian“ in Merſeburg am
24. und 25. Oktober 1919 mit folgender Tagesordnung: am 24 DOk-
tober 9 Uhr: Eröffnung und Begrüßung. Vorausſetzungen für
Büchereiverwaltung, Rektor Mühlner-Helfta. Katalogiſierung, Frl.
Siefert-Halberſtadt. Syſtematik und Aufſtellung, Dr. Ladewig-Berlin.
Verkehrstaktik. Frl. Schleſinger- Halle a. S. Grundſätze für die Aus
wahl von Büchern für Jugend- und Volksbüchereien, Rektor Mehl-
haſe-Elſterwerda. Ausſprache. Abends 8 Uhr: Geſellige Zu
ſammenkunft im „Herzog Chriſtian“. Am 25. Oklober 8 Uhr: Die
Stellung des Bücherweſens in der ſtaatlich organiſierten Jugend-
pflege, Seminaroberlehrer Hemprich- Merſeburg. Erziehung durch
Bücherei, Dr. Ladewig- Berlin. Der Buchhändler als Erzieher, Dr.
Buchwald-Jena. Die Jugendbücherei, Rektor Mühlner-Helfta. Der
Leſeſaal, Seminaroberlehrer Hemprich- Merſeburg. Die Ausſchmückung
der Bücherei- und Leſferäume, Mittelſchullehrer Thielſen- Merſeburg
An den beiden Tagen des Lehrganges findet in den Räumen der
Leſehalle im „Herzog Chriſtian eine Ausſtellung ſtati. Sie wird
zeigen: 1. Empfehlenswerte Buchzuſammenſtellungen für Büchereien,
2. Künſtleriſchen Schmuck für Bücherei- und Leſeräume, 3. Einfache
Hilfsmittel für den Büchereibetrieb. Die Landräte und Magiſtrate
der Städte über 10 000 Einwohner entſenden dazu geeignete Perſön-
lichkeiten. Ohne Zweifel wird dieſer Lehrgang für das Büchereiweſen
des Regierungsbeirks eine Förderung bedeuten.

Panorama.
Das Panorama im riſtian* führt uns dieſe WocheDas og Chin die Gegend des Pierwaldſtärter Sees und nach der fran

eiz. An Schlers Teil erinnernſiſchen Schweiz

Fluelen, n,ten, Rigi und Pilalus, werden

ſanne, Saleve, Brünnig. Drei Bilder werden
geboten, welcher durch ſeine Viehzucht und ſeine Käſe derühmt i. An
dieſes Dorf haben wir zu denken, wenn wir in unſeren Lokaldlättern
in einer Anzeige vom „Saanenziegenbocke leſen.

Robert Schumann Abend.

Auf Veranlaſſung der Leitung der Vildungsabende veranſtaltetes
Se Profeſſor Bithorn und Frau Landesrat Vothe im Saale des

loßgartenpavillons am Montag, den 27. Oktober einen Roberi
Schumann Abend, auf den wir ſchon heute hinweiſen wollen.
ten ſind zu einer Mark und zu 50 Pfg. im Herzog Chriſtian erhältlich.

Der Gemüſeanbau in der Provinz Sachſen
iſt in dieſem Jahre ungefähr der gleiche wie im Vorjahre geblieben.
Er hat abgenommen bei Mohrrüben mit 9752 Hektar (gegen 10 524
Hektar im Vorjahr) und Weißkohl 2834 (2995) Hechtar; zugenommen
bei Zwiebeln 3877 (3234) Hektar und anderen Kohlarten mit 1416
(1290) Hektar. Die Erträge ſind aber weit hinter denen des Vor
jahres zurückgeblieben. Vielfach iſt nicht halb ſoviel als im Vorjahre
geerntek. Die Ausführ des Gemüſes nach dem Auslande wird daher
e Intereſſe der Ernährung der eigenen Bevölkerung beſchränkt wer
en müſſen.

Unerlaubtes Tragen von Uniformen.

Der Reichswehrminiſter hat folgenden Erlaß herausgegeben:
Es iſt zur Sprache gebracht worden, daß vielfach Offiziere, die nicht
mehr im Heeresdienſt verwendet werden und nicht die Erlaubnis
zum Tragen der Uniform haben, die Uniform zu unerlaubten
.Anläſſen tragen und zudem noch in unvorſchriftsmäßiger Form.
Hierdurch ſind mancherlei Unzuträglichkeiten hervorgerufen worden.
Jch erſuche die zuſtändigen Stellen, durch geeignete Maßnahmen dar
auf hinzuwirken, daß nur vorſchriftsmäßige Aniformen und nur in
den erlaubten Grenzen getragen werden dürſen.

Bezug von Seife zu techniſchen Zwecken.

Die Verſorgung mit Seifen, welche für techniſche Zwecke geeignet
ſind, iſt nach wie vor ſehr knapp. Jnfolgedefſſen können Seifen zu
technifſchen Zwecken wie bisher nur gegen Bezugsſchein abgegeben
werden. Die erforderlichen Mengen ſind von Kleinbetrieben, welche
nicht mehr als neun Arbeiter beſchäftigen, bei der zuſtändigen Orts
behörde zu beantragen, während Betriebe mit zehn und mehr Arbei-
tern ihre Anträge an die Seifen-Herſtellungs- und Veririebs-Geſell
ſchaft, Berlin W. 30, Hohenſtaufenſtr. 33. zu richten haben.

„Das deutſche TaylorSyſtem“.
Jm Kaiſer-Wilhelms- Inſtitut für Arbeitsphyſiologie ſind ſeit

einiger Zeit eine Reihe von Arbeiten durchgeführt worden, aus denen
hervorgeht, daß bei Ermüdung gewiſſer Muskelgruppen gerade durch
Betätigung anderer Gruppen viel raſcher die Ermüdung überwunden
und eine Erholung herbeigeführt wird, als durch untätige Ruhe. Wie
A R. Böhm in der „Umſchau“ ausführt. ſollen dieſe Unterſuchungen
zum Ausbau eines deutſchen Taylor-Syſtems führen. Es ſoll bei
uns bei Einführung und Ausbau des Taylor-Spſtems nicht der
Fehler gemacht werden, den Amerika begangen hat. Man hat drüben
nur den Arbeitsvorgang ſoweit ſtudiert, als er verbeſſerungsſähig
und umgeſtaltbar war im Jntereſſe einer Förderung der Arbeits
leiſtung. Die Hetzpeitſche des Stlavenhalfers im alten Aegypten iſt
in ihrer übertragenen Form die Stoppuhr des Taylor-Jngenieurs
im amerikaniſchen Großbetrieb. Wenn man bei uns das Taylor-
Syſtem einführen will, dann muß mit dem Ingenieunr, der die Jeit
meſſung macht und die Arbeitsvorgänge ſtudiert. Hand in Hand auch
der Arbeitsphyſiologe ſeine Beobachtungen anſtellen und ſeine For
ſchungen beginnen. Böhm führt weiter aus: Wenn das Kaiſer Wil
helmJnſtitut für Arbeitsphyſiologie unter Rubners Leitung bisher
grundlegende Forſchungen über Ermüdung, Arbeiterernährung und
Arbeiterwohnungen, über Arbeitsraumlüftung, Beheizung und Be
leuchtung angeſtellt hat und dabei zu ſehr wertvollen Ergebniſſen kam,
ſo hat es damit ſchon einen Grundſtock von Erkenntiniſſen. die bei dem
Spezialſtudium für das Taylor-Syſtem verwendei werden können.
Das ſoll ja das Weſen des deutſchen Taylor-Syſtemis werden, daß
es ebenſo der Arbeit wie den Arbeitern dient.

Turnen, Spiel und Sport
Schwimmſpori. Der Schwimmverein von 1992 in Halle a. S.

wird am 16. November ein nationales Wettſchwimmen veranſtalten.
Schwimmen. Am Sonntag den 12. d. Mts. fand in Zeitz eine

Sitzung des Sächſ.-Thür. Schwimmerbundes ſtatt. VPerireten waren
zu derfelben die Bundesvereine Weißenfels, Leipzig Merſeburg,
Naumburg und Zeitz. Nach einer Beſichtigung des Zeitzer Hallen-
bades am Vormittag wurde zwiſchen der Weißenfelſer und der
Zeitzer Waſſerballmannſchaft ein Ausſcheidungsſpiel zu den Waſſer-
ballſpielen anläßlich des nationalen Schwimmfeſtes des Zeitzer
Vereins am kommenden Sonntag, ausgeiragen. Das Spiel brachte
eine große Ueberraſchung. Die Zeitzer Mannſchaft, die bei den im
Sommer abgehaltenen Schwimmfeſten der verſchiedenen Bundes
vereine ſich nie an den Waſſerballkämpfen beteiligt hatte. ſchlug die
bisher beſte Mannſchaft des Bundes mit 7:0. Zeitz eigte ein ſehr
gutes Zuſammenſpiel, während Weißenfels ſich verblüffen ließ und
völlig verſagte. Jm Allgemeinen war der Kampf ſehr ſcharf und gab
dem ausgezeichneten Schiedsrichter, Al t ſt ä d Merſeburg, nur wenig
Veranlaſſung, unzuläſſiges Spiel zu rügen. Jedenfalls konnte man
den Eindruck gewinnen, daß die Zeitzer Mannſchaft bei guter Uebung
im kommenden Jahre ſehr Gutes leiſten wird.

Um ?22 Uhr fand ſodann im Tiergartenhof die Bundesſitzung
unter Leitung des zweiten Bundes-Vorſitzenden, Mehner- Leipzig
ſtatt. Derſelbe gab zunächſt einen kurzen Bericht über die letzte
Bundes- Sitzung in Leipzig. Dieſe war damals einberufen, um
hauptſächlich über die Weit-Schwimmbeſtimmungen zu beraten. Da
denſelben die A. W. B. des Deutſchen Schwimmverbandes zu
Grunde gelegt wurden, entſtand die Frage: Kann ſich der Sächſ.-Thür.
Schwimmerbund nicht dem deutſchen Schwimmverband anſchließen?
Nach längerer Auseinanderſetzung wurde die weitere Beratung der
A. W. B. geſchloſſen, und Altſt ä d t- Merſeburg die Einleitung von
unverbindlichen Verhandlungen mit dem Deut-
ſchen Schwimmverbande zwecks Anſchluſſes des
Bundes an denſelben übertragen. Altſtädit gab nun
in der geſtrigen Sitzung in Zeitz einen Bericht über die von ihm
geführten Verhandlungen. Nach 3ſtündiger. heftiger Debatte und
nachdem die meiſten Bundesvereine (außer zwei) ſich für einen Bei
tritt ausſprachen, wurde beſchloſſen, die endgültige Beſchlußfaſſung
bis zur nächſten Vundesſitzung in Naumburg am 23. November zu
vertagen. Es wurde eine Kommiſſion, zu der Mehner-Leipzig
und Altſt äd t- Merſeburg gewählt wurden, beauftragt, an dem
Verbandstag des Deutſchen Schwimm verbandes
in Magdeburg aum nächſten Sonntag teilzunehmen und mit den
Vertretern desſelben in weitere Verhandlungen einzugehen. Gleich-
zeitig erklärten ſich die ebenfalls anweſenden Vertreter des Sächſ.
Thür. Schwimmverbandes bereit, zum Verbandstag in Magdeburg
einen Teilnehmer zu entſenden. Daraufhin wurde nach Erledigung
verſchiedener kleinerer Angelegenheiten die Sitzung gegen 5 Uhr ge
ſchloſſen.

Hoffen wir, daß nunmehr die weiteren Verhandlungen dahin
führen, daß die nächſte Bundesſitzung den Beitritt zum Deutſchen
Schwimmverband beſchließt. Kann doch dadurch den Vereinen des
Bundes und insbeſondere dem Schwimmſport ſelbſt nur fördernd ge
dient werden.

Sportnachrichten. Fußball. Mitteldeutſchland
wird am 9. November in der Zwiſchenrunde um den D. F. B. Polal
in Kaſſel gegen Weſtdentſchland ſpielen

uns Vrenh Von den behchieſen Punkb
der franzöſiſchen Schweiz werden uns vorgeführt: Genfer See

n



für den Kreis Merſeburg.
Erſcheint Mittwochs und Sonnabends. Zu beziehen durch ſämtliche Poſtanſtalten

Preiſe von 2.40 Mk. vierteljährlich oder 80 Pfg. monatlich.
h rn Merſeburg, 16. Oktober
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bleiben uneröffnet bis zu meiner Rückkehr liegen

Schreiben an das Landratsamt.
In letzter Zeit gehen in ſtändig wachſendem Maße Geſuche und Anträge unter meiner perſbulichen Adreſſe Zer

ein. Derartige Schreiben kommen während meiner Abweſenheit vom Amte naturgemäß nicht in den Geſchäftsgang, ſondern

Hierdurch ſind während meines letzten Urlaubs verſchiedene ſehr unliebſame Verz gerungen entſtanden. Ich bitte
deshalb, alle amtlichen Schreiben an den „Landrat“, den Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes“ uſw. ohne Zuſatz meines
Namens zu richten und nur in Ausnahmefällen meine perſönliche Adreſſe zu benutzen.

Den in großer Zahl hier eingehenden namenloſen Anzeigen wird weder von mir, noch von irgend einem anderen
Beamten des Landratsamtes, des Kreisausſchuſſes oder der Kriegswirtſchaftsſtelle irgend welche Beachtung geſchenkt.

Merſeburg, den 12. Oktober 1919.
Der kommiſſariſche Landrat.

Dr. Mosle.
248

Sachſen-Axhalt).

Stantliche Steuerveranſagung.
Es wird erneut darauf hingewieſen, daß die ſtgatliche Steuerveranlagung im Kreiſe Merſeburg nicht mehr auf

dem Landratsamte ſtattfindet, ſondern daß für die Kreiſe Merſeburg und Querſürt am 1. Oktober d. Js. eine neue ſtaat-
liche Veranlagungsbehörde gebildet worden iſt. Die Behörde führt die amtliche Bezeichnung

„Preußiſches Staatsſteneramt“,
ihre Dieuſträume befinden ſich in Merſeburg, Weiße Mauer 48 (im zweiten Obergeſchoß der Landesverſicherungsanſtalt

Merſeburg, den 12. Oktober 1919.
Der kommiſſariſche Landrat.

Dr. Moslke.

251 Auf noch nicht feſtgeſetzte Zeit gewählt und von mir beſtätigt worden ſind die Nachſtehenden
e a
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Benkendorf Rühlemann, Albert Preißer, Guſtav Elitzſch, Franz Gieſeler, OttoGaſtwirt Landwirt Landwirt SattkermeiſierBiſchdorf Koblenz, Karl Hirſch, Otto Zieler, Hermann Metzner. OttoLandwirt Maurer Landwirt SchmiedBurgſtaden Buſch, Paul Hauptmann Adolf Hoffmann, Richard Schimpf, Bernhard

Landwirt Landwirt Landwirt LandwirtCracau Hülße, Hermann Fuß, Guſtav Hülße, Paul Fuß, FranzLandwirt Landwirt Landwirt LandwirtEnnewitz Kinne, Oswald Gerber, Oswald Beil, Ludwig Laue, AlbinGeſchäftsführer Maurer Gutsbeſitzer MaurerHohenweiden Bernſtein, Franz Gebes, Guſtav Conrad, Guſtav Wagner, HermannLandwirt Landwirt Maurer LandarbeiterKleingräfendorf Schneuser, Richard Junge, Hermanu Wachsmuth, Oskar Fuß, Arthur
Landwirt Landwirt Landwirt LandwirtKnapendorf Zeitz, Hermann Lachner, Richard Schulze, Adolf Warnicgke, Friedrich
Gutsbeſitzer Gutsbeſitzer Zimmerpolier GutsbeſitzerMilzau Wiegand, Karl Hoffmann, Max Kohl, Wilhelm Frauendorf, PaulLandwirt Landwirt Maurer ArbeiterNempitz Horn, Louis Jahn, Alwin Schkölziger, Guſtav Bothin, OttoGutsbeſitzer Landwirt ahnarbeiter MaurerNetzſchkau Weſtphal, Hugo Hoffmann, Ottomar Werner, Karl Hündorſ, OttoSchmiedemeiſter Landwirt Arbeiter MaurerNeukirchen Schwenke, Franz Berghammer, Otto Weiſe, Albert Wagner, OttoOebſter Fleiſchermeiſter Arbeiter ArbeiterNiederelobigeau Ebiſch, Hugo Herrich, Eduard Böhme, Otto Hoffmann, RubolLandwirt Kaufmann Maurer vandwirtNiederwünſch Weber, Richard Thieme, Oswald Hindorf, Bernhard Böhme, Otto
Vandwirt Landwirt Landwirt ArbeiterOberclobigkau Wehr, Franz Scheiding, Bernhard Büchner, Wilhelm Weber, Richard
Landwirt Landwirt Arbeiter LandwirtOberkriegſtedt Otto, Hermann Fiſcher, Hermann Ranneberg, Karl Ziege, Gottlob
anbwirt Landwirt Landwirt LandwirtOeyſch Bröller, Paul Schrecker, Hermann Hofmann, Franz Meyer, GuſtavFleiſchermeiſter Maurer Landwirt Schloſſer
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Raſchwitz Majowski, Andreas Schallert, Gottlob Walther, Franz Engelhardöt, Auguſt

Arbeiter Hofmeiſter Handelsmann BäckermeiſterRattmanusdorf Elſte, Emil Bamberg, Franz Fiſcher, Franz Hobe, FranzLandwirt Landwirt Landwirt ArbeiterReinsdorf Rolhe, Hermann Förſte, Karl Rothe, Friedrich Täubert, FriedrichLandwirt Gaſtwirt Landwirt KriegsbeſchädigterRockendorf Teichmann, Oswald Dieter, Franz Töpfer, Richarö Schmidt, OttoLandwirt Landwirt Fabrikarbeiter LandwirtRöpzig Bernſtein, Franz Zille, Franz Pfeifer, Franz Körner, GuſtavLandwirt Landwirt Landwirt FährmannSchadendorf Weishahn, Paul Glaſer, Otto Günther, Hugo Fliege, HermannLandwirt Landwirt Landwirt LandwirtThalſchütz Stange, Franz Hüttig, Hermann Kitze, Theodor Roſenheim, Karl
Landwirt Landwirt Landwirt LandwirtUnterkriegſtedt Springensguth, Albert Dreſe, Franz Hoffmann, Heinrich Dreſe, Eduard
Landwirt Landwirt Arbeiter LandwirtWitzſchersdorf Weißhuhn, Richard Erler, Paul Meyer, Ferdinand Martinſohn, AlbertGutsbeſitzer Landwirt Landwirt LandwirtWünſchensorf Neubarth. Max Tänzer, Otto Hülße, Kurt Wenzel, OttoGutsbeſitzer Gutsbeſitzer Gutsbeſitzer

Jch bringe dies hiermit zur öffentlichen Kenntnis.
Merſeburg, den 12. Oktober 1919.

Sattlermeiſter

Der kommiſſariſche Landrat.
Dr. Mosle.

c Verordnungüber Maßnahmen zum Schutze der Mieter u. das Mietseinigungsamt.

Auf Grund der Verordnung zum Schutze der Mieter vom 26.
Juli 1917 (R. G. Bl. S. 659/834) in der Faſſung der Bekannt
machung vom 23. September 1918 (R. G. BI. S. 1135) über Maß-
nahmen gegen Wohnungsmangel vom 23. September 1918 (R. G.
Bl. S. 1143), über das Verfahren vor den Mietseinigungsämtern
vom 23. September 1918 (R. G. BI. S. 1146) und über Einigungs-
ämter vom 15. Dezember 1914 (R. G. BI. S. 511) ſowie unter Bezug-
nahme auf die dem Kreisausſchuß zu Merſeburg erteilte Ermächtigung
des Herrn Regierungspräſidenten zu Merſeburg vom 4. Juni 1919,
wird unter Aufhebung der Fs 1, 7. 8 und 14 der Verordnung vom
27. April 1918 und unter Aufhebung der Verordnung vom 31. Juli
1919 mit Wirkung für den ganzen Bezirk des Kreiſes Merſeburg mit
Ausnahme der Stadt Merſeburg beſchloſſen:

S 1.
Zuſtändigkeit des Wohnungsamtes:

Die Zuſtändigkeit des durch Beſchluß der Kreistages vom 4. Ok-
tober 1919 eingerichteten Wohnungsamtes erſtreckt ſich auf den ganzen
Bezirk des Kreiſes mit Ausnahme der Stadt Merſeburg.

J 2.
Zuſtändigkeit des Mietseinigungsamtes.

Das für den Kreis Merſeburg eingerichtete Mielseinigungsamt
iſt für alle Gemeinden des Kreiſes mit Ausnahme der Stadt Merſe
burg zuſtändig. Für Schkeuditz mit Papitz und Wehlitz, Lützen,
Schafſtädt und Lauchſtedt ſollen eigene Mietseiniungsämter geſchaffen
werden, denen Nachbargemeinden auf ihren Antrag angeſchloſſen
werden. Der Kreisausſchuß kann durch Beſchluß die Schaffung wei
terer Mietseinigungsämter für beſtimmte Bezirke des Kreiſes an
ordnen.

S 3.
Erhöhung des Mietzinſes.

Die Neuvermietung einer Wohnung zu höherem Preiſe oder die
Erhöhung des Mietpreiſes innerhalb eines beſtehenden Mietverhält-
niſſes iſt nur mit Genehmigung des Mietseinigungsamtes zuläſſig
und rechtswirkſam.

Das Mietseinigungsamt iſt berechtigt, den Mietszins auf eine
angemeſſene Höhe feſtzuſetzen.

8 4.
Kündigung.

e vom Berwmieter ausgehende Kündigung von Wohnräumen
bedarf der vrorherigen Zuſtimmung des Mietseinigungsamtes. Die
Zuſtimmung kann nach der Kündigung erteilt werden, wenn ſie vor
demjenigen Termin, zu dem die Kündigung nach Geſetz oder Vertrag
erfolgt ſein mußte, beim Mietseinigungsamt ſchriftlich beantragt war.

s Mietseinigungsamt iſt berechtigt, ein ohne Kündigung ab
laufendes Mietsverhältnis auf unbeſtimmte Zeit, längſtens aber auf
die Dauer eines Jahres zu verlängern, oder die Fortſetzung eines
beſtehenden Mietsverhältniſſes bis zur Dauer eines Jahres zu den
früheren oder neuen von ihm feſtzuſetzenden Bedingungen anzu
ordnen.

Hat ein Vermieter mit einem neuen Mieter einen Mietsvertrag ab
geſchloſſen, deſſen Erfüllung ihm durch eine Entſcheidung des Miets-
einigungsamtes oder einen vor ihm geſchloſſenen Vergleich uymöglich
wird, ſo kann das Mietseinigungsamt den geſchloſſenen Vertrag mit
züchwirkender Kraft aufheben.

S 5.
Abbruch von Gebäuden und Sicherung beſtehender Wohnungen

Es iſt unterſagt:
a) Gebäude oder Teile von Gebäuden abzubrechen,
b) Räume, die bis um 1. Oktober 1918 zu Wohnzwecken beſtimmt.

oder benutzt waren, zu anderen, beſonders gewerblichen Zwecken
zu verwenden.

c) mehrere Wohnungen zu einer Wohnung zu vereinigen.
Ausnahmen genehmigt das Wohnungsamt mit Zuſtimmung des

zuſtändigen Mietseinigungsamtes.

S 6.
Das Wohnungsamt iſt ermächtigt, der Gemeindebehörde oder

einem von ihr zu bezeichnenden Wohnungsſuchenden zuzuweiſen:
a) unbenutzte Wohnräume oder zu Wohnzwecken geeignete Räume,
b) zum Zwecke der Herrichtung von Wohnungen unbenutzte Fa

briklager, Werkſtätten, Dienſt-, Geſchäfts und ſonſtige Räume,
ſolche Teile benutzter, im Verhältnis zur Zahl der Bewohner
übergroßer Wohnungen, die für die Bewohner entbehrlich ſind
und ohne erhebliche bauliche Aenderungen zur Verwendung als
räumlich und wirtſchaftlich ſelbſtändige Wohnungen abgetrennt
werden können,

d4) benutzte oder entbehrliche und für eine Abgabe an einzelne
Perſonen ohne felbſtändigen Haushalt paſſend gelegene
Räume, wenn die Wohnung im Verhältnis zur Zahl der Be
wohner übergroß iſt, auch dann, wenn eine wirtſchaftliche und
räumliche Abtrennung im Sinne des Buchſtaben nicht mög
lich iſt. Das Wohnungsamt kann verlangen daß dieſe Räume
mit verfügbaren Einrichtungsgegenſtänden gegen angemeſſene
Entſchädigung wohnlich ausgeſtattet werden.

c) in geeigneten Fällen benutzte Fabrik-Lager und Werkſtätten,
Dienſt-, Geſchäfts und ſonſtige Räume, gewerbsmäßig aus
genutzte Gaſträume in Hotels, Penſionen und dergleichen.

Als unbenutzt im Sinne dieſer Vorſchriften gelten leere Woh
nungen und Räume, die nur zur Aufbewahrung von Sachen dienen,
ſoweit dem Verfügungsberechtigten eine andere Aufbewahrung ohne
Härte zugemutet werden kann. Den unbenutzten Räumen können die
Wohnungen ſolcher Perſonen gleich geſtellt werden, die neben ihrer
Wohnung dauernd noch eine zweite innerhalb oder außerhalb des
Kreiſes halten.

Die Entſchädigung des Eigentümers und die ſonſtigen Beſtim
mungen des Mietsvertrages regelt in den Fällen von a) bis e) das
Mietseinigungsamt, ſoweit eine Einigung zwiſchen den Beteiligten
nicht zuſtande kommt. Sind auf Grund dieſer Beſtimmungen Gemein-
den Wohnräume des andere Räume zugewieſen, ſo ſind ſie zur Wei
tervermietung betechtigt.

S 7.
Die Inhaber der in S a bis o bezeichneten Räumlichkeiten ſowie

ſonſtiger Wohnräume ſind verpflichtet, den Beauftragten des Woh
nungsamts und der Gemeindebhörden alle erforderliche Auskunft zu
erteilen und die Beſichtigung der Räume zu geſtatten.

s 8.
Anzeigepflicht.

ur ſofortigen Anzeige an die zuſtändige Gemeindebehörde iſt
verpflichtet:

a) der Verfügungsberechtigte, ſobald Wohnungen oder Fabrik
lager, Werkſtätten, Dienſt-, Geſchäftsräume oder ſonſtige
Räume unbenützt ſind,
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b) der Vermieler, wenn eine ſeit dem 1. Juni 1917 dauernd oder
zeitweiſe vermietet geweſeite Wohnung an einen neuen Mieler
zu einem höheren Mietspreiſe vermietet oder der Mietspreis
innerhalb des beſtehenden Mietsverhältniſſes erhöht wird. Jn
der Anzeige iſt der zuletzt entrichtete und der neue Mietspreis
ſowie der am 1. Januar 1916 für die Wohnung gezahlte
Mietspreis anzugeben,

2) der Mieter, der mehrere Wohnungen beſitzt, unabhängig davon
ob die zweite Wohnung innerhalb oder außerhalb des Kreiſes
legt.

S 9.

Aftermieter (Schlafſtellen).
Die Beſtimmungen dieſer Verordnung gelten auch fürdiejenigen

Fälle, in denen die Mieter von Wohnmränmen ihrerſeits Mieter auf
nehmen. Für die Vermieter möblierter Räume und von Schlaf-
ſtellen gelten die Beſtimmungen dieſer Verordnung mit Ausnahme
des S 4 (Erfordernis der vorherigen Zuſtimmung des Mietseinigungs-
amtes zur Kündigung). Auch in dieſen Fällen iſt auf Anruf des
Mieters das Mieteinigungsamt ermächtigt, eine Kündigung des Ver
mieters aufzuheben und über die Fortſetzung des gekündigten Miets-
verhältniſſes Anordnung zu treffen. Die Anrufung des Mietseini-
gungsamts hat unverzüglich zu erfolgen, nachdem die Kündigung dem
Mieter zugegangen iſt. Sie iſt unzuläſſig, wenn ſie länger als zwei
Wochen über dieſen Zeitpunkt hinaus verzögert iſt.

Die nach Geſetz oder Vertrag erforderliche Zuſtimmung der Ver
mieter zur Aftervermietung kann durch Beſchluß des Mietseinigungs-
amtes erſetzt werden. Das Mietseinigungsamt iſt berechtigt, hierbei
eine Erhöhung des Mietpreiſes feſtzuſetzen.

s o. eAuslagen und Gebühren. e
A. Auslagen.

Das Mietseinigungsamt entſcheidet in jedem Falle, von wem die
baren Auslagen des Verfahrens zu entrichten ſind. Für die Berech
nung dieſer Auslagen werden Pauſchſätze, welche bei Entſcheidungen
über Kündigungen 1 Proz. der Jahresmiete, bei Entſcheidungen über
Erhöhung 5 Proz. der zugelaſſenen oder beantragten Erhöhung, min-
deſtens aber in jedem Falle 2 Mk. betragen. Dazu treten beſondere
Auslagen wie Reiſekoſten und dergleichen.

B. Gebühren.
Wenn dje Bedeutung der Sache für die Beteiligten dies ange

meſſen erſcheinen läßt, oder wenn die Anrufung des Mietseinigungs-
amtes mutvwillig erfolgt oder durch mutwilliges Verhalten veranlaßt
iſt, iſt das Mieteinigungsamt berechtigt, Gebühren feſtzuſetzen. Die
Gebühren betragen:

a) bei der Entſcheidung über Erhöhung 5 Proz. der beantragten
oder zugebilligten auf das Jahr zu berechnenden Mietser-
3 falls die erhöhte oder beantragie Miete bis zu 200 Mk.,
7 Proz. falls ſie 200 bis 500 Mk., 10 Proz. falls ſie mehr
beträgt,

b) bei der Entſcheidung über Kündigungen und ſonſtige Ange
legenheiten 3 Proz. der Jahresmiete, falls dieſe bis zu 200
Mark, 4 Proz. falls ſie von 200 bis 500 Mk. und 5 Proz. falls
ſie mehr beträgt.

Bei der Genehmigung von Mietserhöhungen liegt die Zahlung
dieſes Betrages dem Vermieter ob. Im übrigen entſcheidet das
Mietseinigungsamt über die Höhe der Gebühren ſowie darüber,
welche Partei zahlungspflichtig iſt. Es iſt zu einer abweichenden Feſt
ſetzung der Gebühren und Pauſchſätze und zur Niederſchlagung der
Pauſchſätze berechtigt.

Der Geſamtbetrag der Gebühren und Auslaghn datf den drei-
fachen Betrag der in S 8 des Deutchen Gerichtskoſtengeſetzes auf die
Jahresmiete zu berechnenden vollen Gebühren nicht überſteigen.

Außzerhalb der Sitzungen ſteht die Feſtſetzung der Gebühren und
Auslagen dem Vorſitzenden zu.
Die Gebühren und Auslagen werden nach dent Vorſchriften über

die Beitreibung von Gemeindeabgaben eingezogen.

8 11.
Entſchädigung der Beiſitzer,

Den Beiſitzern an den Sitzungen des Mietseinigungsamtes ſteht
für ihre Tätigkeit eine Vergütung zu. Die Höhe der Vergütung be
ſtimmt ſich nach denjenigen Sätzen, welche gemäß den jeweiligen
Beſchlüſſen des Kreistages den Mitgliedern des Kreistages und der
Kreiskommiſſionen gewährt werden.

S 12.

Strafen.
Wer den Befjmmungen des 8 5 über den Abbruch von Gebäuden,

der S8 7 und 8 ührt die Pflicht zur Anzeige. zur Auskunft oder Dul-
dung der Beſichtigung zuwiderhandelt, oder wer die ihm obliegenden
Anzeigen verſpätet, unrichtig oder unvollſtändig erſtattet, wird mit
einer Geldſtrafe bis zu 1000 Mk. beſtraft. Die Verfolgung tritt von
Amiswegen ein. g

m
Jnkrafttreten der Verordnung,

Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Krafr.
Merſeburg, den 11. Oktober 1919.

Der Kreisanusſchnß-
Burckhardt. Hertzog.

Pirx. Sämiſch.
Kleinhandelshöchſtyreiſe für Margarine.

Unter Aufhebung der Bekanntmachung vom 31. Juli d. J
Kreisblatt Nr. 176 und Korreſpondent Nr. 177 vom 10.

Auguſt 1919 wird der Preis für Margarine im Klein-

Dr. Mosle. Langer. Niele.
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handel für Merſeburg Land für das Pfund auf 4.69 .4
feſtgeſetzt.

Die Preisänderung tritt ſofort in Kraft.
Merſeburg, den 9. Oktober 1919.

Der kommiſſariſche Landrat.
Dr. Mosle,

Verordnung
über das Verbot des Brennens von Hafer, Buch
weizen, Hirſfe und Hülſenfrüchten. Vom 26. Sep

tember 1919.
Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen

zur Sicherung der Volksernährung vom
22. Mai 19 6 (ReichsGeſetzbl. S. 401)
18. Auguſt 1917 (Reichs-Geſetzbl. S. 823)

wird verorönet:

252

S 1.
Die Verarbeitung von Hafer, Buchweizen, Hirſe und

Hülſenfrüchten (Erbſen einſchließlich Peluſchken, Bohnen
einſchließlich Ackerbohnen und Linſen) auf Branntwein iſt
verboten. Die Reichsgetreideſtelle kann Ausnahmen zulaſſen.

Wer der Vorſchrift im Abſ. 1 zuwiderhandelt, wird mit
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe bis zu
zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft.
Reben der Strafe kann auf Einziehung des verbotswidrig
hergeſtellten Branntweins erkannt werden ohne Unterſchied,
ob er dem Täter gehört oder nicht.

S 2.
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1919 in Kraſt.

Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt der 5 9 der Verordnung
über die Regelung der Preiſe für Buchweizen und Hirſe und
deren Verarbeitungen vom 11. November 1915 (Reichs- Geſetz
blatt S. 750) außer Kraft.

Berlin, den 26. September 1919.
Der Reichswirtiſchaftsminifter.

Gez.: Schmidt.

Erbſen-Ablieferung.
Jch habe Veranlaſſung darauf hinzuweiſen, daß die Aus

fuhr von Erbſen aus dem Kreiſe Merſeburg nur mit Ge
nehmigung des Kommunalverbandes zuläſſig iſt. Der An
trag iſt an die Kreis orn elle Merſeburg zu richten; ihm
wird aber nur ſtattgegeben, wenn der betreffende Landwirt
ſeiner Verpflichtung zur Ablieferung von 3 Zentner Erbſen
auf den Morgen Anbaufläche nachgekommen iſt.

Merſeburg, den 7. Oktober 1919.
Der kommiſſariſche Landrat.

Dr. Mosle.

Anmeldung von Treibjagden.

Jch weiſe die Jagdbeſitzer des Kreiſes Merſe
burg nochmals dringend darauf hin, daß alle
Treibjagden mindeſtens 3 Tage vorher ſchrifr-
lich bei der Kreiswildſtelle in Merſeburg
Wolf in Merſeburg, Telefon Nr. 2 ange
meldet werden müſſen.

WMerſeburg, den 13. Oktober 1919.

Der kommiſſariſche Landrat.
Dr. Mosle.
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255 Verwendung des Mehrerlöſes aus den Häuten
von Schlachtvieh und Schlachtpferden.

Durch Verordnung des Herrn Reichswirtſchaſtsminiſters
vom 23. September 1919 (R.-G.-Bl. S. 1714) ſind über die
Verwendung der Mehrerlöſe, die ſich aus der Steigerung
der Preiſe für rohe Häute und Felle von Schlachttieren
(Rindern, Kälbern, Schafen, Pferden, Eſeln, Maultieren und
Mauleſeln) gegenüber den durch Bekanntmachung v. 1. Mai
1919 feſtgeſetzten Höchſtpreiſen für Häute und Felle der vor-
genannten Tiere, ergeben, folgende Anordnungen getroffen

worden. rDer Mehrerlöss wird zu gleichen Teilen auf den Tier-
halter, das Reich und die Kommunalverbände verteilt.

II.
Die Reichsfleiſchftelle ermittelt nach Anhörung von Sach-

verſtändigen bis zum 15. jeden Monats, auf Grund der vorher-
gegangenen Häuteauktionen, den durchſchnittlichen Mehrerlös
gegenüber den am 1. Mai 1919 für Häute und Felle feſtge-
ſetzten Höchſtpreiſen und berechnet auf Grund dieſer Ermitte
lungen welcher Mehrerlös bis zum 14. des nächſten Monats
auf den Zentner Lebendgewicht der in dieſem Zeitraum an-
gelieferten Schlachttiere vorausſichtlich entfällt.

III.
Für die Zeit vom 15. September bis einſchl. 14. Oktober

hat die Reichsfleiſchſtelle den Mehrerlös wie ſolgt feſtgeſetzt:

Kreissparkasse Mersehurg
Bahnhofſtraße 3

Poſtſcheck-Konto: Leipzig 8806 Fernruf 540
unter Haftung und Sicherheit der Kreiſes

Spareinlagen mit täglicher Verzinſung werden jeder
zeit auch im Ueberweiſungsverkehr angenommen.

n erfolgen je nach Vereinbarung ſofort ohne
ndigung.

Sicherheitsmaßnahmen gegen unberechtigte Abhebungen.
Unbedingte Verſchwiegenheit über alle Geſchäftsvorkommniſſe

An und Verkauf von Wertpapieren.
Einlöſung fälliger Zinsſcheine und geloſter Stücke.

Darlehne an Jedermann
gegen Sicherſtellung durch Hypotbek oder Pfand.

Spezialanſtalt z. Förderung des Vargeldloſ. Zahlungsverkehrs.
Eröffnung von proviſionsfreien Girokonten für Jedermann-

völlig koſtenloſe Ausführung von Geld Ueberweiſungen
an jede Perſon im Deutſchen Reiche, auch Einziehung von

Schecks und Wechſeln.
Unentgeltliche Abgabe von Formularen und Scheckheften.

Schnellſte Erledigung von ſchriftlichen Aufträgen.

Wie kann man
ber jetzt nach Friedens
ſchluß allmählich wiedey

einſetzenden erhöhten
Produktion und der damit
verbundenen größeren

Abſatzinöglichkeit
wirks am vorarbelten?

Durch eine Jnſertlon
in dem gutverbreiteren

viel geleſenen

Merseburger Cageblatt
(RKreisblatt.)

c ccc-

7 Merſedurger Druck und Verlags Anſtalt J vVoalt.

für Rinder, ausgenommen Kälber 54.00

Kälber 75.00Schafe 60.00Pferde (einſchl. Fohlen, Eſel, Maul
eſel und Maultiere) 21.00

Demzufolge beträgt der dem Tierhalter zu zahlende
ſowie das Reichs- und Kommunglverbands-

rittel
bei Rindern, ausgenommen Kälbern 18.00

Kälbern 25.00Schafen 2000Pferden uſw. 1700 4auf den Zentner Lebendgewiäicht.

IV. h
Dieſe Zuſchläge ſind für alle vom 15. September d. J. ab

zur Abgabe gekommenen Tiere nachzuzahlen. Bezüglich der
Abführung der Zuſchläge an das Reich und den Kommunal-
verband ergeht beſondere Beſtimmung.

Merſeburg, den 3. Oktober 1919.

Der kommiſſariſche Landrat-
Dr. Mosle.

Deutschnationale Volkspartei
Kreisgruppe Merseburg.

Ludendorffs Kriegserinnerungen
sind erschienen und liegen für Parteimitglieder
im Leseraum Hälterstrasse 29 zur
Einsicht aus.

d a h e e m h a ä a e O e i i V e uFreiwilliger Hilfsdienſt in der Stadt Merſeburg.
Eingerichtet zu dem Zweck, den Familien unſerer Krieger mit

Rat und Tat in allen Ledenslagen beizuſtehen, n das Durch
halten zu ermöglichen, mitzuhelfen, daß der Betrieb oder das Ge
ſchäft, oder die Werkſtätte des abweſenden Gatten, Vaters oder
Sohnes, wenn irgend durchführdar, im Gange erhalten bleibt.

Rat und Beiſtand in allen wirtſchaftlichen und beruflichen An
elegenheiten.

ürſorge bei ſchwächlichen, ſchulpflichtigen Kindern behufs Er
langung eines Kuraufenthalzes oder ſonſtiger Gelegenheit zur Kräfan e Geſundheit.

ithilfe beim Unterbringen aus der Schule entlaſſener Kinder.
Kriegerfrauen oder ſonſtige Angehörige eingezogener Merſebur

ger wollen ſich vertrauensvoll an ugend einen der nachſtehend ver
zeichneien Herren wenden.

Freiwilliger Hilfsdienſt in der Stadt Merſeburg.
Der geſchäftsführende Vorſtand,

vatKaufmann Tänzer. Rektor Sehmiſch. Kaufmann Näther.
mann Ellrich. Stadtrat Barth. Stadtrat Dobkowitz. Rektor Hüttel.
Rektor Röth. u Eichardi. Barthel, Kalkulator. anz
Rößner, Redakteur. aufmann Kötteritzſch. Kaufmann fer.
Schmiedeobermeiſter Engel. Rentner Rügow. Fabrikdirektor Weber.

SchuhmacherObermeiſterRentner Hauptmann. Lohgerber Dietz
Schmidt.

e h W a a h n ar d h n n i d a c r c
Fohlen- und Pferde

Verſteigerung
in Bis mark (Prov. Sachſen)
am Donnerstag, den 23 Oktbr.

1919, mittags 12 Uhr
in der Viehhalle. S

Verſteigerungs-Verzeichniſſe
verſendet die

der Zuchtwerbände in Halle g. 6.
aiſerſtr. 7.

c

Geſchäfispelle
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